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A SATZUNG NACH BAUGESETZBUCH (BAUGB) 

1 Präambel  

Nach §§ 10 des Baugesetzbuches (BauGB) i.V.m. § 4 Gemeindeordnung für Baden-Württemberg 

(GemO) in der jeweils gültigen Fassung, hat der Gemeinderat der Stadt Scheer den Bebauungsplan 

mit Grünordnung Gewerbegebiet „Geren-Alber II“ in öffentlicher Sitzung am 19.01.2026 als Satzung 

beschlossen. 

Räumlicher Geltungsbereich 

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplans mit Grünordnung Gewerbegebiet „Geren-Alber 

II“ ergibt sich aus dessen zeichnerischem Teil. Er umfasst die Flurgrundstücke Fl.Nr. „711, 712, 714*, 

714/3*, 714/5*, 718*, 719/1*, 720*, 721* und 724* (*- Teilflächen) Gemarkung Scheer und hat eine 

Größe von ca. 1,69 ha. 

Bestandteile der Satzung 

Bestandteil der Satzung ist der Bebauungsplan (mit Grünordnung) mit dem zeichnerischen und textli-

chen Teil vom 19.01.2026. 

Beigefügt ist die Begründung und der Umweltbericht mit Stand vom 19.01.2026, die Artenschutz-

rechtliche Relevanzprüfung (LARS consult GmbH vom 24.04.2024), das Naturschutzfachliche Gutach-

ten zur artenschutzrechtlichen Vorprüfung (Bio-Büro Schreiber, April 2018) sowie die Natura 2000 

Vorprüfung (Bio-Büro Schreiber, Feb. 2018). 

Rechtsgrundlagen 

- Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 

3634), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 22. Dezember 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 348) 

geändert worden ist. 

 

- Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung - BauNVO) in 

der Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBl. I S. 3786), die durch Artikel 2 des Geset-

zes vom 03.07.2023 (BGBI. 2023 I Nr. 176) geändert worden ist. 

 

- Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhalts (Planzei-

chenverordnung – PlanzV) vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), die zuletzt durch Artikel 6 

des Gesetzes vom 12. August 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 189) geändert worden ist. 

- Bundesnaturschutzgesetz vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), das zuletzt durch Artikel 48 des Ge-

setzes vom 23. Oktober 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 323) geändert worden ist. 
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- Gesetz des Landes Baden-Württemberg zum Schutz der Natur und zur Pflege der Landschaft (Na-

turschutzgesetz - NatSchG) vom 23. Juni 2015; letzte berücksichtigte Änderung: §§ 6, 21 und 28 

geändert durch Artikel 11 des Gesetzes vom 7. Februar 2023 (GBl. S. 26, 44). 

- Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (Gemeindeordnung - GemO) in der Fassung vom 24. 

Juli 2000, zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22. Juli 2025 (GBl. 2025 Nr. 71). 

 

Ausfertigungsvermerk 

Hiermit wird bestätigt, dass der Bebauungsplan mit Grünordnung Gewerbegebiet „Geren-Alber II“, 

bestehend aus den textlichen Festsetzungen und der Begründung (Seite 1 bis Seite 53)  sowie Plan-

zeichnung jeweils in der Fassung vom 19.01.2026 dem Gemeinderatsbeschluss vom 09.02.2026 zu 

Grunde lag und diesem entspricht. 

Stadt Scheer, den __.__.____  

  Bürgermeister Lothar Fischer 
 

In-Kraft-Treten 

Der Bebauungsplan Gewerbegebiet „Geren-Alber II“ der Stadt Scheer  tritt mit der ortsüblichen Be-

kanntmachung vom __.__._____ gem. § 10 Abs. 3 BauGB in Kraft. 

 

Stadt Scheer, den __.__.____  

  Bürgermeister Lothar Fischer 
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2 Planungsrechtliche Festsetzungen gemäß § 9 BauGB 

 

 

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans 
Gewerbegebiet „Geren-Alber II“ 

2.1 Art der baulichen Nutzung 

2.1.1 

 

Gewerbegebiet gem. § 8 BauNVO 

Zugelassen sind: 

- Gewerbebetriebe aller Art, Lagerhäuser, Lagerplätze und öf-
fentlich Betriebe, die vorwiegend der Unterbringung von nicht 
erheblich belästigenden Gewerbebetrieben dienen, 

- Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude, 

- Tankstellen. 

Nicht zulässig sind (§1 Abs. 5 BauNVO): 

- Einzelhandelsbetriebe; ausnahmsweise zulässig sind Verkaufs-
stätten die Produktions-, Handwerks- oder Dienstleistungsbe-
trieben zugeordnet sind, aber in ihrer räumlichen Ausdehnung 
untergeordnet sind und eine Fläche von nicht mehr als 200 qm 
aufweisen     

- PV-Freilandanlagen.  

Weiter sind folgende Nutzungen, die gemäß § 8 Abs. 3 BauNVO aus-
nahmsweise zulässig sind, nach § 1 Abs. 6 BauNVO ausgeschlossen:   

- Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und 
sportliche Zwecke 

- Vergnügungsstätten. 

2.2 Maß der baulichen Nutzung 

2.2.1 

 

Maximal zulässige Grundflächenzahl (GRZ), 
hier: 0,8 

Die maximal zulässige Grundflächenzahl beträgt 0,8. 

 

 

 

Maximal zulässige Wandhöhe für Hauptgebäude (WHmax), hier: 8,5 m 

Die Wandhöhe (WH) wird bei Sattel-, Pultdächern und versetzten Pultdä-
chern gemessen von der max. zulässigen ROK bis zum Schnittpunkt der 
Außenwand mit der Oberkante der Dachhaut. Bei Flachdächern entspricht 
die max. Wandhöhe zugleich der Oberkante Attika. 
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2.2.2 

 

Maximal zulässige Firsthöhe für Hauptgebäude (FH), 
hier: 12,00m 

Maximal zulässige Firsthöhe in Meter, gemessen ab Rohfußbodenober-
kante (ROK) bis zum höchsten Punkt des Daches bzw. der Oberkante At-
tika. 

Technische Dachaufbauten und Oberlichter dürfen die zugelassene Dach-
höhe um max. 3,00m überschreiten. 

2.2.3 ROK Maximal zulässige Rohfußbodenoberkante (ROK) 

Maximal zulässige Rohfußbodenoberkante des Erdgeschosses von Gebäu-
den und baulichen Anlagen in Meter über Normalhöhennull (NHN). 

Die Rohfußbodenoberkante des Erdgeschosses von Gebäuden und bauli-
chen Anlagen darf maximal 0,30m über dem Höhenbezugspunkt 
(558,00m ü. NHN) auf einer Höhe von 558,30m über NHN liegen. 

2.3 Bauweise und Baugrenzen 

2.3.1 

 

Abweichende Bauweise 

Es gilt die offene Bauweise mit der Maßgabe, dass auch Gebäude über 
50 m Gesamtlänge zulässig sind. 

2.3.2 

 

Baugrenze 

Gebäude und Gebäudeteile dürfen die Baugrenze nicht überschreiten. 

Ein Vortreten von Gebäudeteilen ist gem. § 23 Abs. 3 Satz 2 BauNVO 
ausnahmsweise in geringfügigem Ausmaß zulässig mit: 

- untergeordneten Bauteilen gem. § 5 Abs. 6 LBO.  

 

2.3.4 Nebenanlagen Nebenanlagen im Sinne von § 14 BauNVO sind nur innerhalb der Bau-
grenze zulässig. 

Die der Versorgung des Gebiets dienenden Nebenanlagen (Strom, 
Wasser, Energie, Wärme, Telekommunikation etc.) sind als Ausnahme 
im gesamten Geltungsbereich zulässig. 

2.3.5 Abstandsflächen Es gelten die Abstandsregelungen gemäß Landesbauordnung für Ba-
den-Württemberg (LBO). 
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2.4 Verkehrsflächen 

2.4.1 

 

Öffentliche Verkehrsfläche, siehe Planzeichnung 
Ausführung in befestigter Art (z.B. Schwarzdecke, Pflasterflächen, Be-
ton, etc.).  

Nicht befestigte Flächen (Verkehrsgrün, Böschungen) sind als Extensiv-
wiese anzulegen und zu unterhalten.  

2.4.1 

 

Straßenbegrenzungslinie siehe Planzeichnung  
 

2.5 Flächen für Ver- und Entsorgung 

2.5.1 

 

Geplante Trafostation für die Versorgung des Plangebietes, Grundflä-
che (ca. 5,5 x 5,5 m) siehe Planzeichnung  

2.6 Grünordnung und Freiflächengestaltung 

2.6.1 

 

Öffentliche Grünfläche, Verkehrsgrün 

Ausführung in wasserdurchlässiger Art für Straßenbegleitgrün, Rand-
flächen (z. B. Rasen, Schotterrasen, Rasenpflaster etc.). Die fachge-
rechte Versickerung des Oberflächenwassers ist zulässig. 

2.6.2 

 

Private Grünfläche für die Randeingrünung 

Die Freiflächen auf den im zeichnerischen Teil festgesetzten privaten 
Grundstücksflächen sind als extensive artenreiche Blühwiesen anzule-
gen und dauerhaft zu unterhalten. Die fachgerechte Versickerung des 
Oberflächenwassers ist zulässig. 

2.6.3 

 

Anpflanzen von Bäumen, Lage variabel 

Auf den Grundstücksflächen ist die eingezeichnete Anzahl an Bäumen 
zu pflanzen. 

Es sind vorrangig heimische nachfolgende Gehölze zu verwenden: 

Bäume I. Ordnung:   

Acer platanoides, Spitzahorn 
Acer pseudoplatanus, Bergahorn 
Aesculus hippocastanum, Rosskastanie 
Carpinus betulus, Hainbuche  
Quercus robur, Stieleiche 
Tilia cordata, Winterlinde 
Tilia platyphyllos, Sommerlinde   
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Die Mindestgröße der zu pflanzenden Bäume I. Ordnung beträgt Hoch-
stamm, 16-18cm Stammumfang.  

Die genaue Lage der Anpflanzung auf den privaten und öffentlichen 
Grünflächen ist variabel. Dabei ist § 16 Abs. 1 Nr. 5 NRG BW (Nachbar-
rechtsgesetz Baden-Württemberg) zu berücksichtigen. 

 

2.6.4 

 

Feldgehölz zur Randeingrünung der Gewerbeflächen, Lage variabel 

Anpflanzung von dreireihigen Hecken aus standortgerechten, gebiets-
heimischen Sträuchern und Bäumen 2. Ordnung im Pflanzraster 1,5 x 
1,5 m (Sträucher in Gruppen von 3 – 8 Stück je Art) innerhalb des im 
Plan gekennzeichneten Bereichs; Pflanzqualität: Heister, 2 x verpflanzt. 
Ein Pflanzabstand von mind. 4 m ist zu landwirtschaftlich genutzten 
Grundstücken einzuhalten, wenn Bäume eine Höhe von über 2 m er-
reichen. Die Bäume 2. Ordnung werden in der mittleren Pflanzreihe ca. 
alle 5 bis 7 m situiert.  

Die im zeichnerischen Teil festgesetzten randlichen Grundstücksflä-
chen dauerhaft zu unterhalten. 

 

Bäume II. Ordnung: 

Acer campestre, Feldahorn 

Betula pendula, Birke 

Carpinus betulus, Hainbuche 

Prunus avium, Vogelkirsche 

Salix alba, Silber-Weide 

Sorbus aucuparia, Eberesche 

Ulmus laevis, Flatter-Ulme 

Ulmus minor, Feld-Ulme 

Heimische Wildäpfel und Wildbirnen 

 

Sträucher: 

Cornus mas, Kornelkirsche 

Cornus sanguinea, Roter Hartriegel 

Corylus avellana, Gemeine Hasel 

Crataegus spec., Weißdorn 

Euonymus europaeus, Pfaffenhütchen 

Ligustrum vulgare, Liguster 

Lonicera xylosteum, Heckenkirsche 

Rhamnus catharticus, Kreuzdorn 

Sambucus nigra, Schwarzer Holunder 

Sambucus racemosus, Roter Holunder 

Prunus spinosa, Schlehe 
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Rosa canina, Hunds-Rose 

Viburnum lantana, Wolliger Schneeball 

Viburnum opulus, Gemeiner Schneeball 

  

Die genaue Lage der Anpflanzung ist variabel. Dabei ist § 16 Abs. 1 
Nr. 5 NRG BW (Nachbarrechtsgesetz Baden-Württemberg) zu berück-
sichtigen. 

2.6.5 

 

Bestandsbaum, zu erhalten 

Bei Abgang von Bäumen, für die der Bebauungsplan eine Erhaltungs-
bindung festsetzt, ist ein gleichartiger Ersatzbaum zu pflanzen. 

2.6.6 

 

Bestandsgehölz, zu erhalten 

2.6.7 Private Durch-
grünung der 
Baugrundstücke 

 

Über die festgelegten Gehölzpflanzungen auf den privaten Grünflä-
chen hinaus sind auf den Einzelgrundstücken mindestens 2 Bäume I. 
bzw. II. Ordnung pro 1.000 m² angefangener überbaubarer Grund-
stücksfläche zu pflanzen; freie Standortwahl.  Hierbei sind vorrangig 
Gehölze aus der Liste gemäß Pflanzempfehlung in Ziff. 3.2 zu verwen-
den. 

2.6.8 Stellplätze Die Versiegelung ist auf das notwendige Minimum zu reduzieren. 
Sämtliche Stellplatzflächen sind soweit nach den gesetzlichen Vorga-
ben zulässig, in wasserdurchlässiger Ausführung zu erstellen (z. B.  
Drainpflaster, Betonpflaster mit Rasenfuge etc.). 

2.7 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und 

Landschaft 

2.7.1 Externe Aus-
gleichsfläche  

 

Im Umweltbericht (Kap. 4.2) wird für den Bebauungsplan „Geren-Alber 
II“ ein Ausgleichsbedarf gemäß § 1a BauGB von 156.313 Ökopunkten 
(ÖP) erforderlich, der auszugleichen ist. Nach Berücksichtigung der 
Aufwertungsmaßnahmen innerhalb des Geltungsbereiches werden 
zum Ausgleich folgende externe Ausgleichsflächen dem Bebauungs-
plan gem. §9 Abs. 1a BauGB zugeordnet: 

Externe Oberbodenauftragsflächen: 
FlNr. 801 Gemeinde Mengen, Gmkg. Ennetach, Fläche 4.276 m² 
FlNr. 800 Gemeinde Mengen, Gmkg. Ennetach, Fläche 3.968 m² 
Flst. 1043 Gemeinde Mengen, Gmkg. Ennetach, Fläche 2.172 m²  
Flst. 1042/2 Gemeinde Mengen, Gmkg. Ennetach, Teilfläche 785 m² 
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Externe Ausgleichsflächen Naturschutz: 

A1- Flst. 520, Gemarkung Heudorf, anrechenbare Fläche 6.771 m² (Ent-
wicklungsziel: Streuobstbestand Biotoptyp 45.40b und Sonstige Hoch-
staudenflur - Biotoptyp 35.43)  

A2- Flst. 2813, Gemarkung Scheer, anrechenbare Fläche 2.788 m² (Ent-
wicklungsziel: Streuobstbestand – Biotoptyp 45.40b) 

Eine detaillierte Beschreibung der Ausgleichsmaßnahmen erfolgt im 
Umweltbericht (Kap. 4.3).   

2.7.2 

 

Abgrenzung Ausgleichsfläche 

 

2.7.3 

 

Sonstige Hochstaudenflur – Entwicklung artenreicher Kraut- und 
Staudensäume (Biotoptyp 35.43), siehe Planzeichnung. 

Entwicklung von artenreichen Hochstaudenfluren auf wechselfeuchten 
Standorten durch Aushagerung der bestehenden Fettwiese für min. 3 
Jahre. Hierzu ist pro Jahr je nach Aufwuchsmenge eine 3 – 4-malige 
Mahd durchzuführen. Nach erfolgter Aushagerung ist vor der Einsaat 
mit einer gebietsheimischen zertifizierten Regio-Saatgutmischung (z. 
B. mesophile, thermophile Säume) oder einer Mahdgutübertragung 
von heimischen artenreichen Säumen, die Fläche zu grubbern.  
Im Bereich der bestehenden Ackerflächen erfolgt eine entsprechende 
Einsaat oder Mahdgutübertragung ohne vorherige Aushagerung in Ab-
stimmung mit der Unteren Naturschutzbehörde. Danach abschnitts-
weise einmalige Mahd pro Jahr (Gesamtfläche im Turnus von 2-3 Jah-
ren) mit Abfuhr des Mähgutes. Eine Düngung jeglicher Art und der Ein-
satz von Pflanzenschutzmitteln ist unzulässig. 

 

2.7.4 

 

Entwicklung feuchter Hochstaudenfluren durch Geländeabtrag (Bio-
toptyp 35.41), siehe Planzeichnung. 

Zur Schaffung von Retentionsflächen ist innerhalb der Fläche ein Ge-
ländeabtrag bis zu 1,0 m zulässig. Geländeauffüllungen sind unzulässig.  

Die Entwicklung von artenreichen feuchten Hochstaudenfluren wird 
durch eine Saatgutübertragung aus geeigneten Spenderflächen aus 
der Umgebung oder durch die Ansaat mit einer geeigneten, gebietsei-
genen Saatgutmischung initiiert. Die Hochstaudenfluren sind ab-
schnittsweise alle 2-3 Jahre, zeitlich und räumlich versetzt (jedes Jahr 
eine Hälfte bzw. ein Drittel, je nach Turnus) zu mähen, um einen Ge-
hölzaufwuchs zu verhindern. Die Mahd soll zwischen September und 
November erfolgen und das Mahdgut abtransportiert werden. Eine 
Düngung jeglicher Art und der Einsatz von Pflanzenschutzmitteln ist 
unzulässig.  
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2.7.5 

 

Fettwiese mittlerer Standorte (Biotoptyp 33.41), siehe Planzeichnung  
 

Aushagerung der Fettwiese zunächst für mind. 3 Jahre mit einer 3 - 
4maligen Mahd mit Abfuhr des Mähgutes (1. Mahd bereits im Mai). In 
den aktuell als Acker genutzten Bereichen ist vorzugsweise eine Mahd-
gutübertragung mit Mahdgut von artenreichen Spenderflächen in Ab-
stimmung mit der Unteren Naturschutzbehörde durchzuführen. Alter-
nativ ist auch eine Einsaat mit einer standortgerechten gebietsheimi-
schen und zertifizierten Regio-Wiesensaatgutmischung (Typ: artenrei-
che Tal-Glatthaferwiese) möglich, sofern keine geeignete(n) Spender-
flächen(n) zur Verfügung stehen. Vor der Mahdgutübertragung oder 
vor der Ansaat sind mind. 2 m / 5 m breite Streifen in einem Abstand 
von ca. 5 m / 10 m (quer zum Hang) zu fräsen und zu grubbern und mit 
dem Mahd- bzw. Saatgut anzusäen. Nach erfolgter Aushagerung und 
ggf. Mahdgutübertragung bzw. Ansaat ist die Mahdhäufigkeit auf zwei-
mal jährlich zu reduzieren. Frühester Schnittzeitpunkt ist der 15. Juni, 
der zweite Schnitt ist nach Bedarf dann ca. 6 – 8 Wochen später (Ende 
Juli/Anfang August) auszuführen. Eine Düngung jeglicher Art und der 
Einsatz von Pflanzenschutzmitteln ist unzulässig. 

2.7.6 Lichtemissionen 
durch Außen-
beleuchtung 
(Artenschutz) 

Außenbeleuchtungen sind in insektenfreundlicher Ausführung herzu-
stellen. Diese sind ausschließlich wie folgt zulässig: nach unten gerich-
tete, staubdicht gekofferte Beleuchtungen ohne UV-Anteil und max. 
3000 Kelvin Farbtemperatur, deren Oberflächentemperatur max. 40 °C 
beträgt. Anstrahlungen von Wandflächen sind unzulässig. Außenbe-
leuchtungen sind auf das notwendige Minimum zu reduzieren. Es ist 
die Novellierung des § 21 Naturschutzgesetztes Baden-Württemberg 
(Juli 2020) zur Beleuchtung von Verkehrsflächen zum Schutz von Insek-
ten und anderen nachtaktiven Tieren zu beachten. 

 

2.8 Sonstige Planungsrechtliche Festsetzungen 

2.8.1 

 

Maßzahlen (siehe Planzeichnung); hier 10,00 m. 
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3 Kennzeichnung, Hinweise und nachrichtliche Übernahmen 

3.1 Planzeichen 

 

 

Abgrenzung Geltungsbereich best. Bebauungsplan „Geren-Alber“ vom 
18.05.1984 

 

 

Flurgrenze, Bestand 

 

 

Gemarkungsgrenze Bestand 

 

 

Flurnummer, Bestand 

 

 

Bestandsgebäude 

 

 

Grundstücksgrenze, Planung 

 

 

Parzellennummer mit Flächengröße in m² 

 

 

Geplante Geländeauffüllung (außerhalb Geltungsbereich) 

 

 

Höhenlinie Bestand 

 

 

Höhenlinie Planung 

 

 

Amtliches Biotop mit Nummer 

 

 

Schutz-Mähwiese 

 

 

FFH-Gebiet (DE 7922-342)  
„Donau zwischen Riedlingen und Sigmaringen“  
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Bodendenkmal 

 

 

Wasserschutzgebiet 

 

 

Überschwemmungsgebiet 

 

 

Überflutungsfläche (HQ100) 

 

 

Überflutungsfläche (HQextrem) 

 

 

geplante Nordtrasse B311neu (nachrichtliche Übernahme) 

 

 

Vorhandene Böschung, Bodenmodellierung 

 

 

Wirtschaftsweg 

 

 

B 32 

 

 

Anbauverbotszone 20m 

 

 

Telekomleitung, Bestand 

 

 

Kabelleitung, Bestand 

 

 

Gasleitung, Bestand mit Schutzzone 

 

 

SW-Kanal, Bestand 

 

 

RW-Kanal, Bestand 



Bebauungsplan mit Grünordnung Gewerbegebiet "Geren-Alber II" 
Satzung und Begründung 
Kennzeichnung, Hinweise und nachrichtliche Übernahmen 

 

 

www.lars-consult.de Seite 16 von 53 

 

 

 

MW-Kanal, Bestand 

 

 

MW-Kanal, geplant 

 

 

Geplanter Erweiterungsbereich 
Gewerbegebiet 

 

3.2 Weitere Hinweise durch Text 

3.2.1 Pflanz- 
empfehlungen 

Für die Bepflanzung werden folgende Gehölze aus der nachfolgen-
den Liste (einheimische Gehölze) empfohlen.   
 
Bäume I. Ordnung:   

Acer platanoides, Spitzahorn 
Acer pseudoplatanus, Bergahorn 
Aesculus hippocastanum, Rosskastanie 
Quercus robur, Stieleiche 
Tilia cordata, Winterlinde 
Tilia platyphyllos, Sommerlinde   

 

Bäume II. Ordnung:   

Acer campestre, Feldahorn 
Betula pendula, Birke 
Carpinus betulus, Hainbuche 
Prunus avium, Vogelkirsche 
Sorbus aucuparia, Vogelbeere 
Sorbus torminalis, Elsbeere   

Obstbaumhochstämme:   

lokal bedeutsame alte Kern- und Steinobstsorten  

Sträucher:   

Cornus mas, Kornelkirsche 
Cornus sanguinea, Hartriegel 
Corylus avellana, Haselnuss  
Crataegus spec., Weißdorn 
Ligustrum vulgare, Liguster 
Lonicera xylosteum, Heckenkirsche 
Rhamnus catharticus, Kreuzdorn 
Ribes alpina, Alpen-Johannisbeere 
Rosa spec., Heimische Strauchrosen 
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Viburnum lantana, Wolliger Schneeball 
Viburnum opulus, Gemeiner Schneeball  

 

Ranker:  

Clematis vitalba, Waldrebe 
Hedera helix, Efeu 
Humulus lupulus, Hopfen 
Parthenocissus quinquefolia, Wilder Wein 
Parthenocissus tricuspidata ‚Veitchii‘, Wilder Wein 
Polygonum aubertii, Schling-Knöterich 

Im Bereich der privaten Grünflächen und der Straße zugewandten 
Bereichen sollte die Verwendung von nicht standortgerechten Gehöl-
zen sowie buntlaubigen und buntnadeligen Gehölzen vermieden 
werden. 

Ortsfremde Ziergehölzhecken (z. B. Thuja) entlang des öffentlichen 
Straßenraums sind unzulässig. 

Es sollte Pflanzgut mit Herkunftsnachweis verwendet werden. 

 

3.2.2 Artenschutz Im Rahmen der Realisierung von Bauvorhaben innerhalb des Geltungs-
bereichs sind im Zuge des Erlasses der Baugenehmigungen die arten-
schutzrechtlichen Belange nach § 44 BNatSchG zu berücksichtigen (Tö-
tungs- und Verletzungsverbot, Störungs- und Schädigungsverbot). Dies 
gilt insbesondere für unvermeidbare Gehölzrodungen sowie die Bau-
feldfreimachung. 

In jedem Falle dürfen Gehölzschnittmaßnahmen und -rodungen nur im 
Zeitraum zwischen dem 01. Oktober und dem 29. Februar stattfinden 
(Einhaltung der allgemeinen Schutzzeiten vom 01.03. bis 30.09. gemäß 
§ 39 BNatschG). 

Auch bei Baufeldfreimachungen sind die allgemeinen Schutzzeiten 
vom 01.03. bis 30.09. nach § 39 BNatSchG sowie die Artenschutzvor-
schriften nach § 44 BNatSchG zu beachten (Tötungsverbot geschützter 
Arten, Zerstörungsverbot von Lebensstätten während den Schutzzei-
ten etc.). 

Zur Vermeidung von Vogelschlag an Glasfassaden und Glasbauteilen 
sollten vorsorglich geeignete Vermeidungsmaßnahmen wie die Ver-
wendung von sog. Vogelschutzglas berücksichtigt werden. 

Es wird empfohlen, an den Gebäuden Nisthilfen für Gebäudebrüter 
vorzusehen. Nähere Auskünfte erteilt die Untere Naturschutzbehörde. 

3.2.3 Hochwasser-
schutz 

Das geplante Gebiet befindet sich teilweise im Bereich eines Risikoge-
bietes (u.a. extreme Hochwasserereignisse) außerhalb von 
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Überschwemmungsgebieten im Sinne des § 78 b Abs.1  Wasserhaus-
haltsgesetz (WHG), siehe Planzeichnung. 

Heizölverbraucheranlagen sind in diesem Bereich nur im Rahmen des § 
78 c Abs.2 WHG zulässig. Den Bauherren wird empfohlen bei der Pla-
nung Vorkehrungen zur Vermeidung von Hochwasserschäden an Ge-
bäuden und an technischen Anlagen zu berücksichtigen. 

Hinweise zur Hochwasservorsorge sind im Internet unter www.hoch-
wasserbw.de sowie im Leitfaden „Hochwasser-Risiko-bewusst planen 
und bauen“ erhältlich.  

3.2.4 Hangwasser/ 
Starkregen 

Aufgrund der Geländebeschaffenheit und Topographie ist Quell- bzw. 
wild abfließendes Hangwasser aus höher gelegenen Bereichen (v.a. 
nach Starkregenereignissen sowie im Frühjahr) nicht auszuschließen. 
Von den Bauherren sind im Rahmen der Bebauung entsprechende 
Vorkehrungen (dichte Keller, Lichtschächte, Kellerabgänge und Türen, 
ebenerdige Hauseingänge an der Hangseite usw.) zur Versickerung 
bzw. Ableitung von Oberflächenwasser zu treffen. Keller sollten was-
serdicht und auftriebssicher ausgeführt werden und infolgedessen 
sollten z.B. alle Leitungs- und Rohrdurchführungen dicht sein.  

Der natürliche Ablauf wild abfließenden Wassers darf dabei nicht zum 
Nachteil gerade eines tieferliegenden Grundstücks verstärkt oder auf 
andere Weise verändert werden. Die entsprechenden Anforderungen 
sind dem § 37 Abs. 1 WHG zu entnehmen. 

3.2.5 Niederschlags-
wasser 

Für die Beseitigung von Niederschlagswasser von befestigten und un-
befestigten Flächen ist § 55 Abs. 2 des Wasserhaushaltsgesetzes 
(Handhabung von Niederschlagswasser) sowie § 46 des Wassergeset-
zes für Baden-Württemberg (Abwasserbeseitigungspflicht) zu beach-
ten. 

Hierbei sind die Verordnung des Ministeriums für Umwelt über die de-
zentrale Beseitigung von Niederschlagswasser vom 22.03.1999, die Ar-
beitshilfen der LUBW „für den Umgang mit Regenwasser in Siedlungs-
gebieten“, das Merkblatt DWA-A 138 sowie der Leitfaden zur naturver-
träglichen Regenwasserbewirtschaftung des Umweltministeriums an-
zuwenden. 

Für die Versickerung von unbelastetem Niederschlagswasser ist beim 
Landratsamt Sigmaringen, Fachbereich Umwelt und Arbeitsschutz, 
eine wasserrechtliche Erlaubnis zu beantragen. 

3.2.6 Wasser- 
gefährdende 
Stoffe 

Für den Umgang mit wassergefährdenden Stoffen nach § 62 WHG 
(z. B. Heizöl, Entwässerung Diesel etc.) ist die Verordnung über Anla-
gen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen - AwSV- vom 
18.04.2017 in der jeweils gültigen Fassung zu beachten. 

Flächen, auf denen mit wassergefährdenden Stoffen umgegangen 
wird, sowie Flächen, auf denen stärkere Ablagerungen durch 
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Immissionen zu erwarten sind, müssen wegen der Schmutzfracht und 
aus Vorsorgegründen an die Sammelkläranlage angeschlossen werden.  

Jedes gewerbliche Bauvorhaben ist dem Landratsamt Sigmaringen, 
Fachbereich Umwelt- und Arbeitsschutz, zur Stellungnahme vorzule-
gen.   

3.2.7 Brandschutz 
 

Auf die jeweils geltenden Vorgaben bzgl. Brandschutz, Löschwasserbe-
darf, Hydranten und Zufahrtsstraßen wird verwiesen. Die Mindestwas-
serlieferung für die Löschwasserversorgung hat 96 m³ /h über mind. 
2 h zu betragen. Der Fließdruck darf hierbei 2,0 bar nicht unterschrei-
ten. 

3.2.8 Abfall Anfallende Bauabfälle, Bauschutt und Abbruchmaterial müssen ge-
trennt gesammelt und einer Verwertung zugeführt bzw. als Abfall ent-
sorgt werden. 

Bei der Verwertung von mineralischen Reststoffen sind die Bestim-
mungen der Verordnung über Anforderungen an den Einbau von mi-
neralischen Ersatzbaustoffen in technischen Bauwerken (Ersatzbau-
stoffverordnung) vom 9. Juli 2021 (in Kraft getreten am 1. August 
2023) in der jeweils gültigen Fassung einzuhalten. Bei der Verwertung 
von humosem Bodenmaterial in der durchwurzelbaren Bodenschicht 
oder als Oberboden ist die Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverord-
nung (BBodSchV) anzuwenden. 

3.2.9 Geologie, 
Baugrund 

Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren Planungen 
oder von Bauarbeiten (z. B. zum genauen Baugrundaufbau, zu Boden-
kennwerten, zur Wahl und Tragfähigkeit des Gründungshorizonts, zum 
Grundwasser, zur Baugrubensicherung) werden objektbezogene Bau-
grunduntersuchungen gemäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 durch ein 
privates Ingenieurbüro empfohlen. 

3.2.10 Grundwasser-
schutz 

Das Plangebiet liegt innerhalb der Zone IIIB des rechtskräftig festge-
setzten Wasserschutzgebiets „Hauwiesen/Steinerner Brunnen“ (Nr. 
437064). In der Wasserschutzgebietszone IIIB sind die Festlegungen 
der Rechtsverordnung zu beachten. Die Nutzung von Erdwärme zu 
Heiz- und Kühlzwecken (Erdwärmesonden, Grundwasserwärmepum-
pen bzw. Grabenkollektoren) ist ggf. nur unter gewissen Umständen 
und Auflagen möglich. 

3.2.11 Kampfmittelbe-
lastung 

Innerhalb des Geltungsbereichs liegen nach derzeitigem Kenntnisstand 
keine Hinweise einer Kampfmittelbelastung vor.  

Es wird darauf hingewiesen, dass die Verantwortung für Gefährdungen 
durch Kampfmittel bei Baumaßnahmen bei den Bauherren und den 
bauausführenden Firmen liegt. Sie haben auch einem Verdacht auf 
möglicherweise vorhandene Kampfmittel nachzugehen und erforderli-
che Maßnahmen zu veranlassen. 
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3.2.12 Altlasten Innerhalb des Geltungsbereichs liegen nach derzeitigem Kenntnisstand 
keine Altlasten bzw. Altlastenverdachtsflächen vor.  

Sollten sich im Zuge der Baumaßnahme Auffälligkeiten der Bodenbe-
schaffenheit abzeichnen und werden Ablagerungen oder Altlasten an-
getroffen, sind ggf. weiteren Maßnahmen in Abstimmung mit den zu-
ständigen Fachbehörden (Landratsamt Sigmaringen) durchzuführen. 

3.2.13 Bodenschutz In Bezug auf den Bodenschutz sind die einschlägigen fachlichen Vorga-
ben zu berücksichtigen („Das Schutzgut Boden in der naturschutz-
rechtlichen Eingriffsregelung“, Bodenschutz 24, Landesanstalt für Um-
welt, Messungen und Naturschutz Baden-Württemberg, 2012 sowie 
Ökokonto-Verordnung – ÖKVO vom 19. Dezember 2010). Dies gilt so-
wohl für den Abtrag, die Zwischenlagerung als auch den Auftrag des 
vorhandenen Bodens. Der humose Oberboden sollte zu Beginn der 
Bauarbeiten auf allen beanspruchten Flächen abgeschoben und auf 
geeigneten Flächen eingebracht werden. Der Erdaushub sollte bis zum 
sachgerechten Einbau in Mieten zwischengelagert werden. 

Verdichtungen bei Erdbauarbeiten sind zu vermeiden; diese sind daher 
bei trockener Witterung und guten, trockenen, bröseligen, nicht 
schmierenden Böden auszuführen. 

Schadstoffbelasteter Boden und Aushub, der bei Bauarbeiten anfällt, 
ist entsprechend der abfall- und bodenschutzrechtlichen Vorschriften 
ordnungsgemäß und schadlos zu entsorgen. Hierüber sind Nachweise 
zu führen und dem Landratsamt Sigmaringen auf Verlangen vorzule-
gen. Für eine fachgerechte Umsetzung der Belange des vorsorgenden 
Bodenschutzes wird eine bodenkundliche Baubegleitung empfohlen. 

Das „Merkblatt für den Bauherrn – Bodenschutz bei Bauarbeiten“, die 
DIN 19731 „Verwertung von Bodenmaterial“ sowie das beiliegende 
Merkblatt „Erdauffüllungen / Erdaufschüttungen im Außenbereich“ 
sind zu berücksichtigen. 

3.2.14 Archäologische 
Funde 

Sollten bei der Durchführung vorgesehener Erdarbeiten archäologi-
sche Funde oder Befunde entdeckt werden, ist dies gemäß § 20 DSchG 
umgehend einer Denkmalschutzbehörde oder der Gemeinde anzuzei-
gen. Archäologische Funde (Steinwerkzeuge, Metallteile, Keramik-
reste, Knochen, etc.) oder Befunde (Gräber, Mauerreste, Brandschich-
ten, auffällige Erdverfärbungen, etc.) sind bis zum Ablauf des vierten 
Werktages nach der Anzeige in unverändertem Zustand zu erhalten, 
sofern nicht die Denkmalschutzbehörde mit einer Verkürzung der Frist 
einverstanden ist. Zuwiderhandlungen werden gem. §27 DSchG als 
Ordnungswidrigkeiten geahndet. Bei der Sicherung und Dokumenta-
tion archäologischer Substanz ist zumindest mit kurzfristigen Leerzei-
ten im Bauablauf zu rechnen. Ausführende Baufirmen sollten hierüber 
schriftlich in Kenntnis gesetzt werden.  
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3.2.15 Stromversor-
gung des Plan-
gebiets 

Im Zuge der Erschließungsmaßnahmen wird es für die Stromversor-
gung des Plangebiets erforderlich sein Kabel zu verlegen sowie Kabel-
verteilerschränke zu erstellen. Kabelverteilerschränke der Netze BW 
GmbH sind daher in einem Streifen von 0,5m auf Anliegergrundstü-
cken entlang der öffentlichen Verkehrsflächen zu dulden. 

3.2.16 Solaranlagen-
pflicht 

Für die Wärmegewinnung und Stromerzeugung wird die Verwendung 
von nachhaltigen Energieträgern empfohlen. 
Auf die jeweiligen landesrechtlichen Vorgaben wird verwiesen. 

3.2.17 Landwirtschaft-
liche Immissio-
nen 

Die Erwerber oder Besitzer des Grundstücks haben die landwirtschaft-
lichen Emissionen (Lärm-, Geruch und Staubeinwirkung) aus der land-
wirtschaftlichen Bewirtschaftung und Bearbeitung benachbarter Flä-
chen hinzunehmen 

3.2.18 Nachbarschutz Werden bauliche Anlagen im Bereich von Grundstücksgrenzen errich-
tet, sind neben dem öffentlichen Baurecht die Vorschriften des priva-
ten Nachbarrechtes zu berücksichtigen. Dasselbe gilt für die Pflanzung 
von Gehölzen. 

3.2.19 Ergänzende Hin-
weise 

Zum Schutz vor eindringendem Abwasser aus der Kanalisation in tief-
liegende Räume sind geeignete Schutzvorkehrungen vorzusehen, z. B. 
Hebeanlagen oder Rückschlagklappen. 
 
Um Errichtung von Zisternen zur Nutzung des gesammelten Nieder-
schlagswasser als Brauchwasser wird empfohlen und ist erwünscht. 
 
Baumaterialien, die eine nachweisliche Belastung für Mensch oder 
Umwelt zur Folge haben (z.B. Hölzer aus dem tropischen Regenwald, 
"FCKW-Stoffe", etc.), sollten bei der Bauausführung vermieden wer-
den.  
 

3.2.20 Plangenauigkeit Die Planzeichnung wurde auf der Grundlage einer digitalisierten Flur-
karte erstellt. Somit ist von einer hohen Genauigkeit auszugehen, wo-
bei sich dennoch im Rahmen einer späteren Ausführungsplanung oder 
Einmessung Abweichungen ergeben können. Dafür kann seitens der 
Gemeinde und des Planungsbüros LARS consult, Memmingen, keine 
Gewähr übernommen werden. Zur verbesserten Lesbarkeit der Plan-
zeichnung werden übereinander liegende Linien nebeneinander darge-
stellt. 

3.2.21 nicht öffentlich 
zugängliche 
Vorschriften 

Die den Festsetzungen des Bebauungsplanes zugrundeliegenden, nicht 
öffentlich zugänglichen Vorschriften und Regelwerke (insbesondere Er-
lasse, DIN-Vorschriften und Merkblätter) können bei der Stadt Scheer, 
Hauptstraße 1, 72516 Scheer während der allgemeinen Öffnungszeiten 
eingesehen werden. 
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B ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN NACH LANDESBAUORDNUNG 

(LBO) 

1 Präambel 

Nach § 74 der Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) in Verbindung mit § 4 der Gemein-

deordnung (GemO) für Baden-Württemberg, in der jeweils gültigen Fassung, hat der Gemeinderat 

der Stadt Scheer am 19.01.2026 zu dem Bebauungsplan Gewerbegebiet „Geren-Alber II“ folgende 

örtliche Bauvorschriften beschlossen: 

Räumlicher Geltungsbereich 

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplans mit Grünordnung Gewerbegebiet „Geren-Alber 

II“ ergibt sich aus dessen zeichnerischem Teil. Er umfasst die Flurgrundstücke Fl.Nr. „711, 712, 714*, 

714/3*, 714/5*, 718*, 719/1*, 720*, 721* und 724* (*- Teilflächen) der Gemarkung Scheer und hat 

eine Größe von ca. 1,69 ha. 

Bestandteile der Satzung 

Bestandteil der Satzung sind die textlichen Festsetzungen der örtlichen Bauvorschriften und deren 

Begründung vom 19.01.2026. 

Rechtsgrundlagen 

- Landesbauordnung Baden-Württemberg (LBO) in der Fassung vom 5. März 2010, zuletzt geän-

dert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18. März 2025 (GBl. Nr. 25).  

- Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (Gemeindeordnung - GemO) in der Fassung vom 24. 

Juli 2000, zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22. Juli 2025 (GBl. 2025 Nr. 71). 

- Gesetz über das Nachbarrecht (Nachbarrechtsgesetz - NRG) in der Fassung der Bekanntmachung 

vom 8. Januar 1996, letzte berücksichtigte Änderung: § 27 geändert durch Artikel 15 des Geset-

zes vom 6. Dezember 2022 (GBl. S. 617, 622). 

- Verordnung des Ministeriums für Landesentwicklung und Wohnen über Garagen und Stellplätze 

(Garagenverordnung - GaVO) vom 07. Juli 1997, letzte berücksichtigte Änderung: zuletzt geän-

dert durch Artikel 3 der Verordnung vom 12. Juni 2025 (GBl. 2025 Nr. 53) 

- Gesetz des Landes Baden-Württemberg zum Schutz der Natur und zur Pflege der Landschaft (Na-

turschutzgesetz - NatSchG) vom 23. Juni 2015; letzte berücksichtigte Änderung: §§ 6, 21 und 28 

geändert durch Artikel 11 des Gesetzes vom 7. Februar 2023 (GBl. S. 26, 44). 

Ordnungswidrigkeiten 

Ordnungswidrig im Sinne von § 75 Landesbauordnung (LBO) handelt, wer im räumlichen Geltungsbe-

reich dieser Satzung vorsätzlich oder fahrlässig den vorgenannten örtlichen Bauvorschriften zuwider-

handelt. 
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Ausfertigung 

Hiermit wird bestätigt, dass der Bebauungsplan mit Grünordnung Gewerbegebiet „Geren-Alber II“, 

bestehend textlichen Festsetzungen und der Begründung (Seite 1 bis 53) in der jeweiligen Fassung 

vom 19.01.2026 dem Gemeinderatsbeschluss vom 09.02.2026 zu Grunde lag und diesem entspricht. 

 

Stadt Scheer, den __.__.____  

  1. Bürgermeister Lothar Fischer 
 

In-Kraft-Treten 

Der Bebauungsplan Gewerbegebiet „Geren-Alber II“ der Stadt Scheer tritt mit der ortsüblichen Be-

kanntmachung vom __.__._____ gem. § 10 Abs. 3 BauGB in Kraft. 

 

Kunde, den __.__.____  

  Bürgermeister Lothar Fischer 
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2 Örtliche Bauvorschriften nach Landesbauordnung gemäß § 74 LBO 

2.1 Dachgestaltung 

2.1.1 

 

Zulässige Dachformen des Hauptgebäudes: hier: Satteldach, Pult-
dach, Flachdach 

Mit dem Hauptgebäude direkt verbundene Anbauten und untergeord-
nete Bauteile sowie Nebenanlagen dürfen vom Hauptgebäude abwei-
chende Dachformen aufweisen. 

 

 

Zulässige Dachneigung  

hier: 0-33 Grad. 

Die Dachneigung bezieht sich auf die Dachformen SD, FD, PD. 

2.1.2 Dachüberstände Der Dachüberstand (waagerecht gemessener Abstand zwischen Au-
ßenkante der Außenwand und Außenkante des am weitesten überra-
genden, durchgehenden Bauteils des überstehenden Daches) bei 
Hauptgebäuden maximal 1,50m betragen. Abschleppungen über Frei-
sitzen und Eingängen sind zulässig.  

In begründeten Einzelfällen können Ausnahmen zugelassen werden.  

2.1.3 Bedachung Zusammenhängende Baukörper sind mit einer in Material und Farbe 
gleichen Dachdeckung herzustellen. Die Dachgestaltung ist in gedeck-
ten, nicht glänzenden Farbtönen auszuführen. Zulässig sind nichtre-
flektierende Dachmaterialien mit abtragsfreier Schutzschicht sowie 
Metalleindeckungen, bekieste Dächer, Glasdächer und Dachbegrünun-
gen. 

Flachdächer sind in den Bereichen, welche nicht für technische Anla-
gen und als Glasdächer vorgesehen sind, extensiv mit einer Dachbe-
grünung aus 10 cm Substratmächtigkeit herzustellen. 

2.1.5 Solartechnische 
Anlagen 

Photovoltaikanlagen und solarthermische Anlagen an Gebäuden sind 
zulässig. Blendwirkung der Anlagen gegenüber den umliegenden Nut-
zungen ist zu vermeiden. PV-Freilandanlagen sind nicht zugelassen. 

2.2 Sonstige örtliche Bauvorschriften 

2.2.1 Fassaden-
gestaltung 

Grelle, fluoreszierende und spiegelnde Oberflächen sind für Gebäude-
fassaden nicht zulässig. 

Fassadenbegrünungen sind erwünscht (z.B. Rankpflanzen). 

2.2.1 Boden- 
modellierungen 

Veränderungen des natürlichen Geländes (Aufschüttungen und Abgra-
bungen) sind nur zur Integration der Gebäude, den befestigten 
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Freiflächen (z. B. Parkplätze) zum Anschluss an die Erschließungsstraße 
sowie der Versickerungs- und Rückhalteanlagen zugelassen. Die max. 
Höhendifferenz zum natürlichen Gelände beträgt für Aufschüttungen 
und Abgrabungen 1,0 m. 

Abgrabungen zum Zweck der Herstellung von Regenrückhalte- und 
Versickerungsbereichen sowie Retentionsmulden sind zulässig.  

Geländeveränderungen sind mit den Geländeverhältnissen des Nach-
bargrundstückes abzustimmen. Falls die Geländeveränderung nicht 
mit dem Nachbargrundstück koordiniert werden können, müssen sie 
auf dem eigenen Grundstück auf Null auslaufen. 

2.2.2 Werbeanlagen Werbeanlagen sind an Gebäudefassaden oder als selbstständige bauli-
che Anlage zulässig. An Gebäudefassaden dürfen diese 3/4 der Fassa-
denlänge nicht überschreiten. Werbeanlagen dürfen die Wandhöhe 
des Gebäudes nicht überschreiten. Sie sind unterhalb der Dachattika 
bzw. der Traufkante des Hauptbaukörpers und parallel zur Fassade an-
zuordnen. Je Grundstück sind maximal zwei selbstständige Werbeanla-
gen bis zu 6,00m ab Rohfußbodenoberkante bzw. Außenbelag zulässig. 
Diese sind nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche zulässig. 
Selbstständige Werbeanlagen dürfen eine Gesamtbreite von 3,00 m 
nicht überschreiten. 

Unzulässig sind: 

- Werbeanlagen mit wechselndem, bewegtem oder laufendem Licht 
und Booster (Lichtwerbung am Himmel), 

- Werbeanlagen auf dem Dach. 

2.2.3 Versorgungslei-
tungen 

Im Geltungsbereich sind Niederspannungsfreileitungen und Fernmel-
defreileitungen unzulässig. Die Versorgung erfolgt über Erdkabel. 

2.2.4 Einfriedungen Mauern als Einfriedungen sind nicht zulässig, ausgenommen Mauer-
pfeiler von Zugängen und Toren. Die Einfriedungen sind bis zu einer 
Gesamthöhe von 2,50 m zulässig. Die Unterkante der Zaunelemente 
müssen einen Mindestabstand zum Gelände von 15 cm. Entlang der 
Erschließungsstraße sind Einfriedungen mind. 0,50m vom äußeren 
Rand der Verkehrsfläche abzurücken. Im Bereich der Grundstücksaus-
fahrten sind die Sichtfelder freizuhalten. Einfriedungen in diesem Be-
reich sind bis zu einer Höhe von 0,60m zulässig. 

2.2.5 Boden- 
versiegelung 

Bodenversiegelungen sind auf das notwendige Mindestmaß zu be-
schränken. Sämtliche Park- und Stellplätze auf privaten Grundstücken 
sind in wasserdurchlässiger Ausführung zu erstellen (z. B. Drainpflas-
ter, Betonpflaster mit Rasenfuge, Rasengitterstein, Rasenpflaster mit 
breiten begrünten Fugen, Schotterasen), sofern eine Beeinträchtigung 
des Grundwassers ausgeschlossen werden kann.   
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Innere Erschließungswege sind auch in befestigter, wasserundurchläs-
siger Ausführung zulässig, sofern gewährleistet ist, dass der Wasser-
rückhalt auf dem eigenen Grundstück erfolgt. 

 Niederschlags-
wasser 

Gesammeltes Niederschlagswasser ist über eine bewachsene, mind. 
30 cm mächtige Oberbodenschicht flächenhaft innerhalb des Grund-
stückes nach den gesetzlichen Vorschriften zu versickern. Falls die Bo-
denverhältnisse eine Versickerung auf dem Baugrundstück nicht zulas-
sen ist das Niederschlagswasser durch geeignete Maßnahmen (Dach-
begrünung, Tanks, Teich, Mulden etc.) zurückzuhalten und nach Vor-
gabe und Genehmigung in die Kanalisation einzuleiten.  

Für die Beseitigung von Niederschlagswasser von befestigten und un-
befestigten Flächen ist der § 55 Abs. 2 des Wasserhaushaltsgesetzes 
(Handhabung von Niederschlagswasser) sowie der § 46 des Wasserge-
setzes für Baden-Württemberg (Abwasserbeseitigungspflicht) zu be-
achten. Hierbei sind die Verordnung des Ministeriums für Umwelt 
über die dezentrale Beseitigung von Niederschlagswasser vom 
22.03.1999, die Arbeitshilfen der LUBW „für den Umgang mit Regen-
wasser in Siedlungsgebieten“, das Merkblatt der DWA-A-138 sowie der 
Leitfaden zur naturverträglichen Regenwasserbewirtschaftung des 
Umweltministeriums anzuwenden. 
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C BEGRÜNDUNG 

1 Planungsanlass und Verfahrensablauf 

Die Stadt Scheer beabsichtigt, das bestehende Gewerbegebiet „Geren – Alber“ an der Mengener 

Straße (B 32) im Süden des Stadtgebiets durch Aufstellung des gegenständlichen Bebauungsplans mit 

Grünordnung „Geren-Alber II“ nach Osten zu erweitern, um die Nachfrage an kommunalen Gewerbe-

flächen für lokal ansässige Betriebe zu decken. Die Stadt Scheer liegt im Landkreis Sigmaringen, zwi-

schen den Städten Sigmaringen (ca. 8 km westlich gelegen) und Mengen (ca. 2,5 km östlich gelegen), 

und weist eine hohe Qualität als Wohn- und Gewerbestandort auf. Durch die verkehrsgünstige Lage 

und die gute Anbindung an das übergeordnete Verkehrsnetz (Bundesstraße 32) ist eine schnelle und 

direkte Erreichbarkeit von Arbeitsplatz, (weiterführenden) Schulen bzw. Versorgungsinfrastrukturen 

gewährleistet. 

 

Abbildung 1:  Lage der Stadt Scheer im Raum (Übersichtsplan, ohne Maßstab) 

Das Angebot an kommunalen Gewerbeflächen im Gewerbegebiet „Im Olber“ ist sehr begrenzt. Aktu-

ell liegen Anfragen zur Erweiterung eines bestehenden Gewerbebetriebes im angrenzenden Gewer-

begebiet „Geren-Alber“ vor.   

Aufgrund dessen sollen mit der gegenständlichen Bauleitplanung die planungsrechtlichen Vorausset-

zungen für die Erweiterung neuer Gewerbeflächen im Osten geschaffen werden. 

Hierfür wurde der Bebauungsplan „Geren-Alber II“ zunächst mit einem größeren Geltungsbereichs-

umgriff aufgestellt (Aufstellungsbeschluss am 22.05.2017) und das Verfahren einschließlich der öf-

fentlichen Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB bis Frühjahr 2019 durchgeführt. Das 

GE Geren-

Alber 
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Bebauungsplanverfahren konnte jedoch, aufgrund des derzeit noch nicht absehbaren Flächenbedarfs 

der in Planung befindlichen Nordtrasse B311 neu Meßkirch-Mengen sowie der Eingriffe in natur-

schutzfachlich sensible Gebiete, noch nicht zur Rechtskraft geführt werden. Um dennoch für einen 

ansässigen Gewerbebetrieb kurzfristig dringend benötigte Erweiterungsflächen bereitstellen zu kön-

nen, hat sich die Stadt Scheer zur Fortsetzung des Bebauungsplanverfahrens in einem reduzierten 

Flächenumgriff entschieden. Dies führte einerseits zu einer wesentlichen Änderung der Planung, aber 

auch zu einer deutlichen Reduzierung der Planauswirkungen auf die Umwelt, so dass der neue Be-

bauungsplanentwurf im Anschluss gem. § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB i. V. m. § 4a Abs. 3 BauGB 

erneut ausgelegt wird. Die bisherige Auslegung wird hierzu als frühzeitige Beteiligung der Öffentlich-

keit und der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gewertet. Eine Beschränkung der 

Beteiligung oder Verkürzung der Auslegungsfristen erfolgt nicht. 

Die Stadt Scheer beabsichtigt nach Vorlage der konkreten Planung des Teilanschlusses der B311 neu 

in Abstimmung mit der Straßenbauverwaltung das Gewerbegebietes Geren-Alber II nach Süden und 

Osten in einem weiteren Bebauungsplanverfahren zu erweitern.  

2 Planungsrechtliche Vorgaben 

2.1 Landesentwicklungsplan Baden-Württemberg (LEP 2002) 

Die Stadt Scheer wird laut Landesentwicklungsplan 2002 des Landes Baden-Württemberg als Stadt 

im ländlichen Raum im engeren Sinne ausgewiesen und wird dem Mittelbereich Sigmaringen zuge-

ordnet. Sie liegt an der Entwicklungsachse Weingarten – Bad Saulgau – Sigmaringen – Albstadt – 

Balingen. 

Für den Planungsraum sind im LEP in Bezug auf das geplante Vorhaben folgende relevante Grunds-

ätze genannt: 

- Der „Ländliche Raum“ im engeren Sinne ist so zu entwickeln, dass günstige Wohnstandortbedin-

gungen ressourcenschonend genutzt, ausreichende und attraktive Arbeitsplatz-, Bildungs- und 

Versorgungsangebote in angemessener Nähe zum Wohnort bereitgehalten, der agrar- und wirt-

schaftsstrukturelle Wandel sozial verträglich bewältigt und großflächige, funktionsfähige Frei-

räume gesichert werden (LEP, 2.4.1; S.18). 

- Im „Ländlichen Raum“ sollen zur Förderung des Leistungsaustauschs zwischen den höheren Zent-

ralen Orten und ihrer Stärkung als Versorgungs- und Arbeitsplatzzentren die Verkehrs- und Infra-

strukturen in den Entwicklungsachsen angemessen weiterentwickelt werden (LEP, 2.6.4.2; S. 23). 

- Für die landwirtschaftliche Nutzung besonders geeignete Teile von Freiräumen sind vor Beein-

trächtigungen zu schützen. Besonders ertragreiche Böden sind zu sichern. Möglichkeiten, mit Pla-

nungen auf Flächen geringerer Bodengüte auszuweichen, sind zu nutzen (LEP, 2.4.2.5; S. 19). 
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- Baumaßnahmen sollen sich hinsichtlich Art und Umfang in die Siedlungsstruktur und die Land-

schaft einfügen. Auf Flächen sparende Siedlungs- und Erschließungsformen und ein belastungsar-

mes Wohnumfeld ist zu achten (LEP, 3.2.4; S.26). 

Hinsichtlich der Bereitstellung von Gewerbeflächen gibt das der LEP u.a. folgendes Ziel vor:  

- Die Standortvoraussetzungen zur Erhaltung und Erweiterung des Arbeitsplatzangebots sind 

durch die Bereitstellung ausreichender Gewerbeflächen, die Sicherung angemessener Verkehrs-

anbindungen, eine flächendeckende Erschließung mit leitungsgebundenen Energien und neuen 

Informations- und Kommunikationstechnologien und durch eine Stärkung der Technologiebasis 

zu verbessern (LEP, 2.4.3.2, S.20). 

Gemäß den Vorgaben zur Siedlungsentwicklung ist „die Siedlungsentwicklung vorrangig am Bestand 

auszurichten. Dazu sind Möglichkeiten der Verdichtung und Arrondierung zu nutzen, Baulücken und 

Baulandreserven zu berücksichtigen sowie Brach-, Konversions- und Altlastenflächen neuen Nutzun-

gen zuzuführen. Die Inanspruchnahme von Böden mit besonderer Bedeutung für den Naturhaushalt 

und die Landwirtschaft ist auf das Unvermeidbare zu beschränken“ (LEP, 3.1.9, S.26). 

Die Stadt Scheer plant mit ihrem Vorhaben der Nachfrage nach Erweiterungsflächen für Gewerbeflä-

chen gerecht zu werden. Die Planung berücksichtigt durch eine flächensparende Bauweise und Erhal-

tung besonders geschützter Biotopstrukturen (Mähweiden) die Belange der Raumordnung. Auf der 

Ebene des Flächennutzugsplanes wurde die grundsätzliche Vereinbarkeit mit den Zielen und Grunds-

ätzen der Raumordnung und Regionalplanung geprüft. Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes 

liegt vollständig innerhalb einer im Flächennutzungsplan ausgewiesenen Gewerbefläche. Damit steht 

das gegenständliche Vorhaben nicht im Widerspruch zu den raumordnerischen Zielen und Grund-

sätzen. 

2.2 Regionalplan Bodensee-Oberschwaben (Fortschreibung 2023) 

Mit dem Regionalplan werden die Vorgaben der Landesentwicklungsplanung für den betreffenden 

Raum konkretisiert. Dementsprechend wird die Stadt Scheer auch laut dem Regionalplan Bodensee-

Oberschwaben im ländlichen Raum im engeren Sinne ausgewiesen und wird dem Mittelbereich Sig-

maringen zugeordnet. „Der Ländliche Raum soll so entwickelt werden, dass günstige Wohnstandort-

bedingungen ressourcenschonend genutzt, ausreichende und attraktive Arbeitsplatz-, Bildungs- und 

Versorgungsangebote in angemessener Nähe zum Wohnort bereitgehalten, der agrar- und wirt-

schaftsstrukturelle Wandel sozial verträglich bewältigt und großflächige, funktionsfähige Freiräume 

gesichert werden“ (2.1.3 G). 

„In den Entwicklungsachsen sollen die für den großräumigen Leistungsaustausch notwendigen Infra-

strukturen gebündelt und so ausgebaut werden, dass zwischen den Zentralen Orten der Region leis-

tungsfähige Verbindungen gewährleistet sind, der Anschluss und die Entwicklung des Ländlichen 

Raums und der Erholungsräume an den Verdichtungsraum gesichert sind und eine angemessene Ein-

bindung der Region und ihrer Teilräume in die nationalen und transeuropäischen Netze erreicht 

wird“ (2.3.0 G2).  
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Im Regionalplan werden die im Landesentwicklungsplan festgelegten Landesentwicklungsachsen 

konkretisiert und in der Strukturkarte dargestellt (2.3.1 Z1). Maßgebend ist die Landesentwicklungs-

achse (Tuttlingen) bzw. (Stockach) – Meßkirch – Sigmaringen – Mengen –  Herbertingen – (Riedlin-

gen). 

 

Regionalen Grünzüge sind als Vorranggebiete von Bebauung freizuhalten. Darüber hinaus sind außer-

halb der im Regionalplan für die Gewinnung oberflächennaher Rohstoffe festgelegten Gebiete Verän-

derungen der Geländeoberfläche durch Abgrabung oder Aufschüttung ausgeschlossen (3.1.1. Z1,2) 

 

Abbildung 2:  Auszug aus der Raumnutzungskarte (Nord) (Stand: 30.10.2023) 

Damit setzt die vorliegende Planung ebenso die Ziele und Grundsätze des Regionalplans Bodensee-

Oberschwaben auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung um. 
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2.3 Flächennutzungsplan Stadt Scheer 

Das gegenständliche Plangebiet liegt innerhalb einer im aktuell wirksamen Flächennutzungsplan dar-

gestellten Gewerbefläche. Im nördlichen Bereich wird ein ehemaliger Altarm der oberen Donau als 

Überflutungsfläche ausgewiesen. Im südlichen Bereich verläuft die B32 mit dem Anschlussbereich 

der geplanten Nordumfahrung B311 neu.  

 

Abbildung 3:  Ausschnitt aus dem aktuell wirksamen Flächennutzungsplan mit Lage Plangebiet Gewerbegebiet „Geren-Alber 

II“ (rote Umgrenzung, ohne Maßstab) 

Der gegenständliche Bebauungsplan ist somit aus den Darstellungen des aktuell wirksamen Flächen-

nutzungsplans entwickelt. Die Nordgrenze des Gewerbegebietes liegt teilweise innerhalb der Entwäs-

serungsmulde (ehemaliger Altwasserarm der Oberen Donau). Der Bebauungsplan sieht in diesem Be-

reich ausschließlich Grünflächen (Ausgleichsfläche) zur Entwicklung von Natur und Landschaft vor.  

3 Das Baugebiet 

3.1 Lage, Größe, Nutzung und Topographie 

Das Plangebiet liegt im Gewann Alber im Süden der Stadt Scheer und ist dem Regierungsbezirk Tü-

bingen im Landkreis Sigmaringen einzuordnen. Der Geltungsbereich umfasst die Flurgrundstücke 
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Fl.Nr. „711, 712, 714*, 714/3*, 714/5*, 718*, 719/1*, 720*, 721* und 724* (*- Teilflächen) der Ge-

markung Scheer und hat eine Größe von ca. 1,69 ha. 

Der Geltungsbereich wird im Norden, Osten und Süden durch landwirtschaftliche Nutzflächen be-

grenzt. Im Westen grenzt unmittelbar das Plangebiet des Gewerbegebietes „Geren Alber“ an bzw. 

wird teilweise durch den gegenständlichen Bebauungsplan überlappt. Im Änderungsbereich wird 

eine Anbindung an den baulichen Bestand durch die Festsetzung von Baugrenzen zugelassen. 

3.2 Geologie, Grund- und Oberflächenwasserwasser 

Südwestlich des Plangebietes liegt ein geotechnisches Gutachten HPC, Rottenburg vom 18.05.2020 

für die Flurstücksnummern 714/6, 714 und 714/7 Gemarkung Scheer vor. Das Untersuchungsgebiet 

liegt damit außerhalb des gegenständlichen Geltungsbereiches, trotzdem können hieraus auch Rück-

schlüsse für die Beschaffenheit des Baugrundes abgeleitet werden. 

Demnach besteht laut geologischer Übersichtskarte von Baden-Württemberg der Untergrund aus 

Donauablagerungen (Auerlehme und Kiese), die von bunten, sandigen Mergel der Unteren Süßwas-

sermolasse unterlagert werden. Dabei handelt es sich um sandig humosen, lokal anmoorigen brau-

nen bis braungrauen Schluffton, der zum Teil schwach kalkhaltig ist. Darüber liegt ein kalkhaltiger 

brauner Auenboden aus Auenlehm und -sand über Kies vor.  

Für die angrenzenden Gewerbeflächen liegt aufgrund der anstehenden Auelehmauflage, die bis 2,5m 

Mächtigkeit vorliegen kann, nur eine unzureichende Versickerungseignung (Kf < 10-7) vor. Die in einer 

Tiefe von 1,0 bis 1,2 m u. GOK anstehenden Kiese sind für eine Versickerung, sofern die Mindestwas-

serabstände der Versickerungsanlage zum maßgebenden Grundwasser eingehalten werden, geeig-

net. Erkenntnisse zum Grundwasserstand liegen nicht vor.  

Zur Gründung von Bauwerken werden vertiefte Einzel- und Streifenfundamente bis auf die anstehen-

den Donaukiese empfohlen. Bei elastisch gebetteten Bodenplattengründungen sind erhöhte Anfor-

derungen an die unterliegende Tragschicht einzukalkulieren. Das Plangebiet liegt in der Erdbeben-

zone 2. Dies ist bei der Tragwerksplanung der Baukörper zu beachten. 

Für das Plangebiet selbst liegen noch keine Baugrunduntersuchungen vor. Insofern werden dringend 

bei etwaigen geotechnischen Fragen zur Gründung und Statik im Zuge der weiteren Planungen oder 

von Bauarbeiten (z. B. zum genauen Baugrundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur Wahl und Tragfähig-

keit des Gründungshorizontes, zum Grundwasser, zur Baugrubensicherung) objekt-bezogene Bau-

grunduntersuchungen gemäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 durch ein privates Ingenieurbüro emp-

fohlen. 

Das Plangebiet liegt im Norden im Bereich eines ehemaligen Altarmes der Oberen Donau, der bei 

Hochwasserereignissen teilweise eingestaut wird. Gemäß dem amtlichen Hochwasserrisikomanage-

ment werden in diesem Bereich Pegelstände bei HQ10 / 50 / 100 und HQ extrem mit 556,50 / 556,9 / 

557,0  und 557,40 m. ü. NHN erwartet. Die jeweiligen Überflutungsflächen sind in der Planzeichnung 

nachrichtlich dargestellt. Damit liegen die überbaubaren Flächen des Gewerbegebietes außerhalb 

der HQ100 Überflutungsfläche. Das Pangebiet befindet sich im Wasserschutzgebiet 
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„Hauwiesen/Steinener Brunnen“ in der Zone IIIB und liegt damit im weiteren Einzugsgebiet der Fas-

sung. Die Festlegungen der Rechtsverordnung sind zu beachten.  

Die unter Kapitel A3.2 genannten Hinweise zum Bodenschutz, zur Niederschlagswasserversickerung, 

zum Hochwasserschutz und zum Grundwasserschutz sind zu beachten.  

3.3 Altlasten 

Für das Plangebiet sind keine Eintragungen im Bodenschutz- und Altlastenkataster vorhanden. Aus 

der Vornutzung ergeben sich keine Anhaltspunkte für das Vorliegen einer schädlichen Bodenverän-

derung / Altlast gemäß Bundes-Bodenschutzgesetz.  

3.4 Bau- und Bodendenkmale 

Für das Plangebiet liegen keine konkreten Hinweise auf archäologische Fundstätten vor.  Scheer ist 

der am frühesten besiedelte Ort der Gegend. Hier verlief bereits in Keltischer und Römischer Zeit 

eine Handelsstraße über eine Donaufurt. Im benachbarten Ennetach wurden bei Erdarbeiten Funde 

aus der Römerzeit gemacht.  

Sollten im Zuge von Baumaßnahmen archäologische Funde (z.B. Mauern, Gruben, Brandschichten, 

Scherben, Knochen oder Metallteile) angetroffen werden, ist das Regierungspräsidium Tübingen, Ref. 

26 - Denkmalpflege, Fachbereich Archäologische Denkmalpflege unverzüglich zu benachrichtigen. Die 

Möglichkeit zur Fundbergung und Dokumentation ist einzuräumen. Auf § 20 Denkmalschutzgesetz 

wird verwiesen. 

3.5 Erschließung und Verkehrsaufkommen 

Die Erschließung des Plangebiets erfolgt in Bauabschnitten über die bestehende Erschließungsstraße 

Im Olber des Gewerbegebietes Geren-Alber, die an die überregional bedeutsame und gut ausge-

baute Mengener Straße (B 32) angebunden ist. Somit erfolgt keine zusätzliche Ein- und Ausfahrt an 

die Mengener Straße im Süden. Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes wird im Süden entlang 

der Erschließungsstraße geführt, so dass Gewerbeflächen zunächst nur in nördlicher Richtung über 

eine Stichstraße erschlossen werden. Der südliche Bereich verbleibt bis zur Klärung der konkreten 

Planung der Nordtrasse B311 neu in landwirtschaftlicher Nutzung. Im Osten wird die Stichstraße mit 

einem ausreichend bemessenen provisorischen Wendebereich (d= 27m) ausgeführt. Erst wenn der 

konkrete Trassenverlauf und der Anschluss der B311 neu vorliegt, sollen bei Bedarf die nicht benötig-

ten Flächen in Abstimmung mit dem Regierungspräsidium Tübingen – Abteilung Straßenwesen und 

Verkehr einer gewerblichen Nutzung zugeführt werden. Die gewählte öffentliche Erschließungsstraße 

ermöglicht grundsätzlich auch die Möglichkeit, in einem weiteren Bauabschnitt gemäß Flächennut-

zungsplanausweisung künftige Gewerbeflächen im Osten und Norden zu entwickeln.  

Da das Vorhaben maßgeblich für die Erweiterung eines ansässigen Betriebes von Scheer dient, ist 

nicht davon auszugehen, dass eine deutliche Zunahme des Verkehrs die Folge sein wird. 
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3.6 Lärmemissionen, Immissionen 

Das Plangebiet „Geren-Alber II“ schließt in östlicher Richtung an das bestehende Gewerbegebiet „Ge-

ren-Alber“ an. Der Abstand zur nächstliegenden Wohnbebauung im Allgemeinen Wohngebiet „Edel-

brunnen“ in Mengen-Ennetach südöstlich des Plangebietes beträgt ca. 370m. Bei dieser Entfernung 

werden keine erheblichen nachteiligen Auswirkungen auf das bestehende Allgemeine Wohngebiet 

erwartet. Insofern werden keine besonderen Emissionsbegrenzungen im Gewerbegebiet erforder-

lich.  

Grundsätzlich entfaltet das Vorhaben eine Außenwirkung dahingehend, dass in der Nachbarschaft 

gewerbliche Schalleinwirkungen aus dem Bebauungsplangebiet heraus gegeben sind. Bei Bedarf sind 

im Zuge des Bauvollzugs nachzuweisen, dass die Bestimmungen der Technischen Anleitung zum 

Schutz gegen Lärm - TA Lärm vom 26.08.1998 in der Nachbarschaft eingehalten werden. Hierbei ist 

der Immissionsrichtwert außerhalb von Gebäuden für ein Allgemeines Wohngebiet von 55 dB(A) tags 

und 40 dB(A) nachts maßgebend.  

Bei einer künftigen Erweiterung des Gewerbegebietes nach Osten ist ggfs. eine immissionsschutz-

rechtliche Begrenzung des Gewerbelärms für den weiteren Entwicklungsbereich erforderlich.  

Auf Grund der an das Baugebiet angrenzenden landwirtschaftlich genutzten Flächen wird darauf hin-

gewiesen, dass grundsätzlich die ortsüblichen Emissionen (z.B. Lärm, Gerüche und Staub) aus der 

Landwirtschaft im Plangebiet zu dulden sind. 

 

4 Städtebauliche Zielsetzungen 

Wie bereits ausgeführt wurde, möchte die Stadt Scheer kommunale Gewerbeflächen für einen orts-

ansässigen Betrieb entwickeln. Im Zuge des gegenständlichen Bebauungsplanverfahrens werden 

hierfür die planungsrechtlichen Voraussetzungen geschaffen. Dabei wird eine angepasste Einbindung 

des Vorhabens in den baulichen Gebietscharakter der Umgebungsbebauung angestrebt. Das Plange-

biet liegt in Ortsrandlage im direkten Umfeld bestehender Gewerbeflächen außerhalb der Altstadt 

von Scheer und verfügt über eine ausgezeichnete Lage und Anbindung an das übergeordnete Ver-

kehrsnetz (Mengener Straße B32).  

Der Bebauungsplan berücksichtigt die besonderen Belange der Straßenverkehrsbehörde und des Na-

turschutzes, indem er Flächen für den künftigen Straßenanschluss an die geplante Nordtrasse B311 

neu und ökologisch sensible Flächen (Flachland-Mähwiesen) ausspart. Der nördlich, teilweise in den 

Geltungsbereich liegende  Versickerungsmulde eines Altarmes der Oberen_Donau wird durch die 

Ausweisung einer Ausgleichsfläche gesichert und ökologisch aufgewertet. Durch die Lage und Anord-

nung des Baufensters, die Reglementierungen zum Maß der baulichen Nutzung sowie die gezielten 

gestalterischen Festsetzungen über die örtlichen Bauvorschriften, wird die Bebauung des geplanten 

Gebiets so gesteuert, dass einerseits negative oder unverhältnismäßige Beeinträchtigungen der Um-

gebung und deren Nutzungen sowie des Ortsbildes vermieden werden und andererseits klare städte-

bauliche Strukturen geschaffen werden, die sich in das städtebauliche Gesamtgefüge der näheren 
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Umgebung integrieren lassen. Zugleich werden die Rahmenbedingungen für funktionale, effiziente 

Betriebsabläufe durch die Schaffung einer Erweiterungsmöglichkeit für einen ansässigen Gewerbebe-

trieb ermöglicht. 

5 Festsetzungskonzept 

5.1 Art der baulichen Nutzung 

Das Plangebiet wird als Gewerbegebiet gemäß § 8 BauNVO ausgewiesen und wurde entsprechend 

der darin zulässigen Art der baulichen Nutzung geregelt. Im Gewerbegebiet werden analog zu den 

Festsetzungen der angrenzenden Nutzungen nicht erheblich belästigende Gewerbebetriebe aller Art, 

Lagerhäuser, Lagerplätze sowie Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude und Tankstellen zugelas-

sen.  

Die Ausnahmsweise in Gewerbegebieten zulässigen Nutzungen gemäß § 8 Abs. 3 BauNVO, wie Anla-

gen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke, Vergnügungsstätten, als 

auch PV-Freilandanlagen werden ausgeschlossen, um die bestimmungsgemäße gewerbliche Nutzung 

des Baugebietes zu fördern. 

Grundsätzlich sind in Gewerbegebieten auch kleinflächige Einzelhandelsbetriebe mit einer Verkaufs-

fläche von bis zu 1.200 m² zugelassen. Um negative Agglomerationseffekte zu vermeiden, werden 

Einzelhandelsbetriebe im Gewerbegebiet gem. §1 Abs. 6 BauNVO ausgeschlossen. Davon ausgenom-

men sind kleinere Verkaufsstätten von nicht mehr als 200 qm, wenn diese dem Produktions-, Hand-

werks- oder Dienstleistungsbetrieb zugeordnet und in ihrer räumlichen Ausdehnung untergeordnet 

bleiben. 

Mit den Festsetzungen soll eine gebietsarttypische gewerbliche Nutzung im Plangebiet ermöglicht 

und Einschränkungen durch konkurrierende Nutzungen vermieden werden. 

 

5.2 Maß der baulichen Nutzung 

Grundflächenzahl (GRZ) 

Die Grundflächenzahl (GRZ) wird auf 0,8 festgesetzt. Die Festsetzung orientiert sich damit an der in 

§ 17 BauNVO festgelegten zulässigen Obergrenze für Gewerbegebiete (GE). Die Versiegelung wird 

hierdurch auf ein verträgliches Maß reduziert, insbesondere auch um den Wasserrückhalt und das 

Abflussverhalten von Niederschlagswasser nicht nachteilig zu beeinträchtigen. Ferner wird auch eine 

funktionale und effiziente Flächennutzung der Gewerbefläche gewährleistet. 

Rohfußbodenoberkante (ROK) und Gebäudehöhen (FH/WH) 

Die Festsetzungen zur Höhenentwicklung von Gebäuden im Plangebiet tragen dazu bei, die Baukör-

per einerseits maßvoll in das Gelände einzubinden und andererseits negative Beeinträchtigungen des 

Ortsbildes durch die geplante Nutzung zu reduzieren. Hierzu werden Festsetzungen zur maximalen 
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Oberkante des Rohfußbodens (ROK) und eine darauf bezogene Firsthöhe (FH) getroffen. Die ROK ori-

entiert sich an der bestehenden Höhenlage des Plangebietes (siehe Höhenschichtlinien in Planzeich-

nung). So darf die Oberkante des Rohfußbodens von Gebäuden (Erdgeschoss) und baulichen Anlagen 

maximal auf einer Höhe von 558,30m über Normalhöhennull (m ü. NHN) liegen. Dabei wird ein Spiel-

raum von 0,30m nach oben bei der Situierung von Gebäuden und baulichen Anlagen ermöglicht, um 

auf die örtlichen Gegebenheiten und topographischen Besonderheiten reagieren zu können. Mit der 

Festsetzung der ROK soll vorrangig vermieden werden, dass Grundstücke stark modelliert oder auf-

gefüllt werden. Im Norden des Plangebietes wird für ein HQ extrem eine Einstauhöhe von 557,40 m. 

ü. NHN gemäß Hochwassergefahrenkarte des LUBW angegeben. Damit wird mit der Festsetzung der 

max. ROK bei 558,30 m. ü. NN ein ausreichender Hochwasserschutz für Gebäude und bauliche Anla-

gen sichergestellt.  

Die Außenwirkung des Baugebiets wird im Wesentlichen durch die Wandhöhe der Baukörper in Rela-

tion zur umgebenden Bebauung bestimmt. Um die Außenwirkung der Gewerbefläche zu minimieren, 

wird von der Rohfußbodenoberkante ausgehend eine maximale Wandhöhe von 8,50 m und eine 

max. Firsthöhe von 12,00m festgesetzt. Technische Dachaufbauten und Oberlichter dürfen die zuge-

lassene Höhe um max. 3,00m überschreiten. Ziel ist es, die Gebäudekubaturen im Plangebiet im Hin-

blick auf die Umgebungsbebauung möglichst maßvoll zu integrieren, dominante Strukturen zu ver-

meiden und gleichzeitig eine flächensparende optimierte Ausnutzung des Gewerbegebietes zu ge-

währleisten.  

Eine Einbindung des Gewerbegebietes nach Norden und Osten wird durch Festsetzung einer Rand-

eingrünung sichergestellt. Nach Süden zur B32 wird bis zur Klärung des Teilanschlusses B311 neu auf 

den Aufbau einer Randeingrünung verzichtet, um eine mögliche, künftige Erweiterung des Gewerbe-

gebietes nicht zu erschweren. 

5.3 Bauweise und Baugrenzen 

Es wird eine abweichende Bauweise (a) festgesetzt. In der abweichenden Bauweise gilt die offene 

Bauweise mit der Maßgabe, dass auch Gebäude über 50m Länge bis zur jeweiligen Baugrenze zuläs-

sig sind. Damit soll den spezifischen Bedürfnissen und Betriebsabläufen von Gewerbebetrieben Rech-

nung getragen werden. 

Es gelten die Abstandsregelungen gemäß Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO). 

Die Baugrenzen berücksichtigen eine Fortführung der baulichen Entwicklung aus dem westlich an-

grenzenden Gewerbegebiet „Geren-Alber“, um die Erweiterung und die Betriebsabläufe eines vor 

Ort ansässigen Gewerbebetriebes zu gewährleisten. Um eine optimierte Bebauung zu ermöglichen 

und Befreiungen zu vermeiden, wird ausnahmsweise ein geringfügiges Überschreiten der Baugrenze 

durch untergeordnete Bauteile zugelassen. Damit wird im Regelfall ein Abstand von 5,00 m von öf-

fentlichen Erschließungsstraßen und zu angrenzenden Grundstücken eingehalten.  

Um mögliche visuelle Beeinträchtigungen weitestgehend zu vermeiden, sind Nebenanlagen im Sinne 

von § 14 BauNVO nur innerhalb der ausgewiesenen Baugrenzen zulässig. Es soll vermieden werden, 

dass das Erscheinungsbild nach außen durch kleinteilige Baukörper beeinträchtigt wird. Lediglich die 
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der Versorgung des Gebiets dienende Nebenanlagen sind (als Ausnahmen) auch außerhalb der Bau-

grenzen zulässig. 

5.4 Verkehrsflächen und Erschließung 

Die Zufahrt zum Plangebiet und den Parkflächen erfolgt über die bestehende Erschließungsstraße 

„Im Olber“, die im Westen einen Anschluss an die B32 (Mengener Straße) an das überörtliche Stra-

ßennetz hat. Die Erschließungsstraße „Im Olber“ wird im geplanten Gewerbegebiet als Stichstraße in 

einer Breite von 7,50m weitergeführt. Im Osten wird eine provisorische Wendemöglichkeit für Sattel-

züge und LKW auf 25m Durchmesser mit einem überfahrbaren Randstreifen von 1,5 m ausgebaut. 

Damit wird eine künftige Erweiterungsmöglichkeit des Gewerbegebietes nach Osten ermöglicht.  

6 Grünordnung 

6.1 Grünordnerische Ziele und Festsetzungen 

Ziel der Grünordnung ist, für eine möglichst durchgängige Durchgrünung des Plangebietes mit stand-

ortgerechten Gehölzen zu sorgen, die die Aufenthaltsqualität einerseits sicherstellt und andererseits 

die Einbindung der Bebauung in das bauliche Umfeld und einen gleitenden Übergang zu den Freiflä-

chen im Norden und Osten ermöglicht. Nach Süden soll auf den noch zur Verfügung stehenden Frei-

flächen bis zur B32, die nicht durch die Straßenplanung des künftigen Teilanschlusses der B311neu 

beansprucht werden, das Baugebiet in einem weiteren Bauabschnitt erweitert werden. Aus diesem 

Grund werden an der Südseite der Erschließungsstraße konkurrierende Festsetzungen, z.B. durch Ge-

hölzpflanzungen unterlassen. Damit soll das Bestreben der Stadt Scheer den Bebauungsplan auf den 

angrenzenden Freiflächen nach Süden und Osten zu erweitern, klar zum Ausdruck gebracht werden. 

Im Bebauungsplan werden zur Grünordnung öffentliche und private Grünflächen unterschieden. 

Nach Norden und Osten werden zur Einbindung des Baugebietes und zur Abschirmung der ökolo-

gisch höherwertigen Strukturen (Altarm der Donau mit biotopkartierten Feldgehölz, Flachland-Mäh-

wiese,etc.) 5,0 m breite, dreireihige Randeingrünungen festgesetzt. Der Bebauungsplan sieht eine 

Durchgrünung der privaten Gewerbeflächen mit einheimischen Gehölzen vor (Pflanzliste gem. Ziff. 

A3.2). Auf den Grundstücksflächen sind dabei zusätzlich zur Randeingrünung 2 Bäume I. und II. Ord-

nung pro 1.000 m² angefangener überbaubarer Grundstücksfläche zu pflanzen. Die genaue Lage der 

Anpflanzung auf dem Grundstück ist variabel. 

Des Weiteren soll die Inanspruchnahme von Fläche und der Grad der Versiegelung durch entspre-

chende Festsetzungen auf ein Minimum reduziert werden. Hierzu wurden Festsetzungen zu wasser-

durchlässigen Belägen auf Stellplätzen getroffen (z. B. Drainpflaster, Betonpflaster mit Rasenfuge 

etc.). Durch Reduzierung der Bodenversiegelungen auf ein verträgliches Mindestmaß u.a. durch die 

Verwendung von wasserdurchlässigen Bodenbelägen im Bereich von Stellplätze, wird dem Grund-

wasserdargebot Rechnung getragen und die Bodenfunktionen soweit als möglich erhalten.  
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Zudem werden Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft 

getroffen. Im Norden sind außerhalb des Biotops die Entwicklung artenreicher Hochstaudenfluren 

sowie durch eine angepasste Geländemodellierung, die Entwicklung feuchter Hochstaudenfluren mit 

Röhricht im Bereich der ausgewiesenen Versickerungs- und Abflussmulde festgesetzt. Zur Schaffung 

von Retentionsflächen ist ein Geländeabtrag bis zu 1,0 m zulässig. Geländeauffüllungen sind grund-

sätzlich unzulässig. Mit den Maßnahmen soll eine ökologische Aufwertung der Fläche gegenüber 

dem Bestand erreicht werden. Aus diesem Grund wurde der Bereich als Ausgleichsfläche in den Gel-

tungsbereich des Bebauungsplanes einbezogen. Damit wird der Bereich der Abflussmulde im Bestand 

gesichert und nach ökologischen Zielsetzungen weiterentwickelt und eine Bebauung der Fläche aus-

geschlossen.  

Der verbleibende Ausgleichsbedarf wird über eine externe Ausgleichsfläche, die dem Bebauungsplan 

zugeordnet wird, nachgewiesen.    

Darüber hinaus sind die gesetzlichen Vorgaben für die Außenbeleuchtung im Plangebiet zu beachten. 

Eine Beeinträchtigung (nachtaktiver) Insekten ist möglichst zu vermeiden. Nach derzeitigem For-

schungsstand sind warmweiße LEDs in gekofferten Leuchten die insektenfreundlichste Lösung. Die 

Lampen sollten in den Nachtstunden möglichst abgeschaltet werden, soweit es aus Sicherheitsgrün-

den durchführbar ist.  
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7 Örtliche Bauvorschriften gemäß § 74 LBO 

7.1 Dachgestaltung 

Aufgrund der gut einsehbaren Lage des Plangebiets von der Mengener Straße aus, wird mit den örtli-

chen Bauvorschriften ein besonderes Augenmerk auf die Dachgestaltung und damit auch die Außen-

wirkung des Gewerbegebietes gelegt.  

Da es sich bei der gegenständlichen Bauleitplanung um die Erweiterung eines bestehenden Gewerbe-

gebietes handelt, soll durch die getroffenen, gestalterischen Festsetzungen erreicht werden, dass 

sich das Baugebiet im städtebaulichen Kontext in die Umgebungsbebauung einfügt, ohne das Land-

schaftsbild nachteilig zu beeinträchtigen. 

Als Dachformen werden gewerbetypisch Sattel-, Pult-, und Flachdächer zugelassen. Als Pultdach sind 

auch versetzte Pultdächer zulässig, um auch moderne Gewerbebauten am Standort zu fördern. 

Für Gewerbebauten sind Flachdächer am zweckdienlichsten, um eine effiziente Ausnutzung der Bau-

körper zu gewährleisten. Die max. zulässige Dachneigung wird für Sattel- und Pultdächer auf 33° 

Grad festgelegt, um eine bestmögliche Ausnutzung für Dach-PV-Anlagen sicherzustellen und eine 

Aufständerung der Module zu vermeiden. 

Weitere Reglementierungen werden mit zulässigen Dachüberständen getroffen, die visuell nur in ei-

ner zurückhaltenden Art und Weise in Erscheinung treten dürfen (max. 1,50m Überstand). Die Dach-

gestaltung ist, wie bisher im Plangebiet üblich, in gedeckten, nicht glänzenden Farbtönen auszufüh-

ren. Zulässig sind nichtreflektierende Dachmaterialien mit abtragsfreier Schutzschicht sowie Metal-

leindeckungen, bekieste Dächer, Glasdächer und Dachbegrünungen. Ökologische Kriterien sollen bei 

der Gestaltung und Ausführung der Dachflächen ebenso Berücksichtigung finden: Flachdächer sind 

deshalb in den Bereichen, welche nicht für technische Anlagen und als Glasdächer vorgesehen sind, 

extensiv zu begrünen, um den Wasserrückhalt zu verbessern und das Erscheinungsbild des Gewerbe-

gebietes aufzuwerten. Aus Gründen des Klimaschutzes und zur Förderung von erneuerbaren Ener-

gien wird die Aufstellung und Nutzung von solartechnischen Anlagen ermöglicht. Eine Kombination 

von extensiver Dachbegrünung und PV-Modulen ist erwünscht. Die Anlagen sollen sich jedoch mög-

lichst in die Dachflächen einfügen und harmonisch angeordnet werden. Spiegelungen und Blendwir-

kungen der Anlagen gegenüber benachbarten Nutzungen (Wohnnutzung, Straßenverkehr) sind dabei 

zu vermeiden. 

Ebenfalls werden Regelungen zur Fassadengestaltung getroffen. Aufgrund der Nähe zur B32 werden 

grelle, fluoreszierende und spiegelnde Oberflächen an den Gebäudefassaden ausgeschlossen. Gene-

rell sind Fassadenbegrünung erwünscht. Eine verbindliche Regelung von Fassadenbegrünungen wird 

nicht getroffen, da erwartet wird, dass die Gewerbefläche mit großen Hallen bebaut wird und der 

Gewerbebetrieb nicht durch Reglementierungen eingeschränkt werden soll. Die grundsätzlichen ge-

troffenen Festsetzungen zur Randeingrünung und Durchgrünung des Gebietes sind für eine städte-

bauliche Grundordnung und Einbindung des Plangebiets jedoch ausreichend. 
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7.2 Sonstige örtliche Bauvorschriften 

Bodenmodellierungen 

Um ein gesamtheitliches und harmonisches Bild des Plangebiets zu erreichen, werden Veränderun-

gen des natürlichen Geländes reglementiert. Der bestehende Geländeverlauf soll grundsätzlich erhal-

ten bleiben. So sind Aufschüttungen und Abgrabungen nur zur Integration der Gebäude, befestigten 

Freiflächen (z. B. Parkplätze), der Herstellung von Retentions- und Sickermulden und zum Anschluss 

an die Straße bis zu 1,0 m zugelassen. Abgrabungen angrenzend zur öffentlichen Erschließung sind 

unzulässig. Angleichungen des Geländes an das Niveau der Nachbargrundstücke sind zulässig. Der 

natürliche Wasserabfluss darf nicht durch künstliche Aufschüttungen verändert oder beeinträchtigt 

werden. 

Werbeanlagen 

Aufgrund der bereits gewerblich geprägten Ortsrandlage und der guten Einsehbarkeit des Plange-

biets entlang der B32, werden die Werbeanlagen in ihrer Anordnung und Ausgestaltung zum Schutz 

des städtebaulichen Escheinungsbildes und zur Vermeidung unerwünschter Beeinträchtigungen reg-

lementiert. Eine dominante Wirkung der Werbeanlagen soll hierdurch vermieden und die Außenwir-

kung des Gebiets begrenzt werden. 

Werbeanlagen sind grundsätzlich nur am Ort der Leistung zulässig. An den Gebäuden sind Werbean-

lagen zulässig, wenn diese unterhalb der Dachattika bzw. der Traufkante des Hauptbaukörpers und 

parallel zur Fassade angeordnet werden. Damit wird die zulässige Anordnung von Werbeanlagen so-

weit eingeschränkt, dass diese den Hauptbaukörper nicht überragen dürfen. Freistehende Werbean-

lagen sind zulässig, wenn diese eine Höhe von 6,00m ab Rohfußbodenoberkante bzw. Außenbelag 

sowie eine Gesamtbreite von 3,00m nicht überschreiten. Werbeanlagen mit wechselndem, beweg-

tem oder laufendem Licht und Booster (Lichtwerbung am Himmel) sowie Werbeanlagen auf dem 

Dach sind unzulässig. 

Einfriedungen 

Festsetzungen zu Einfriedungen wurden nur insoweit getroffen, wie sie städtebaulich wirksam wer-

den. Zur Erhaltung des Ortsbildes werden Mauern als Einfriedung bis auf Mauerpfeiler an Zugängen 

und Toren ausgeschlossen. Die Einfriedungen sind bis zu einer Gesamthöhe von 2,5 m zulässig und 

müssen für die Kleintierdurchgängigkeit einen Mindestabstand vom Boden von mind. 15 cm aufwei-

sen. Entlang der Erschließungsstraße sind Einfriedungen mind. 0,50m vom äußeren Rand der Ver-

kehrsfläche abzurücken, um Platz für die öffentliche Erschließung und Versorgungsanlagen bereitzu-

stellen. Im Bereich der Grundstücksausfahrten ist eine uneingeschränkte Sicht zur Erschließungs-

straße freizuhalten (Sichtfeld). 

Es gelten weiterhin die einschlägigen Vorgaben der Landesbauordnung (LBO) sowie das geltende 

Nachbarrecht von Baden-Württemberg. 
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Bodenversiegelung 

Um die Bodenversiegelung auf ein Minimum zu beschränken, sind sämtliche Park- und Stellplätze auf 

privaten Grundstücken und im öffentlichen Straßenraum nur in wasserdurchlässiger Ausführung zu-

lässig, sofern eine Beeinträchtigung des Grundwassers durch die Flächennutzung ausgeschlossen 

werden kann (z. B. Drainpflaster, Betonpflaster mit Rasenfuge, Rasengitterstein, Rasenpflaster mit 

breiten begrünten Fugen, Schotterrasen etc.). Innere Erschließungswege sind auch in befestigter, 

wasserundurchlässiger Ausführung zulässig, sofern gewährleistet ist, dass der Wasserrückhalt auf 

dem eigenen Grundstück erfolgt. 

8 Umweltprüfung und Umweltbericht 

Die gegenständliche verbindliche Bauleitplanung wird im Regelverfahren aufgestellt. Aufgrund des-

sen werden die Umweltbelange mittels einer Umweltprüfung durch einen eigenständigen Umweltbe-

richte behandelt und abschließend bewertet, um den erforderlichen Ausgleichsbedarf zu ermitteln 

und nachzuweisen. Hierzu wurden die bisher im Verfahren vorliegenden Bewertungen und Ergeb-

nisse des Büros Brigitte Fischer, Blaubeuren-Asch mit Stand Oktober 2018 berücksichtigt und in den 

Umweltbericht einbezogen.  

Der Umweltbericht liegt diesem Bebauungsplan als eigenständiges Dokument bei. 

8.1 Klimawandel und Klimaanpassung 

Die Folgen des Klimawandels in Umwelt und Gesellschaft zeigen sich in den letzten Jahren zunehmend 

spürbar. Ereignisse wie Starkregen, Hitze, Trockenheit und Hochwasserereignisse und deren Folgen 

haben unmittelbare Bedeutung für Raum- und Bauleitplanung. Das Umweltbundesamt weist aus die-

sem Grund deutschen Städten und Gemeinden eine besonders wichtige Rolle bei der Begegnung der 

Herausforderungen des Klimawandels zu. Die rechtlichen Rahmenbedingungen für eine nachhaltige, 

städtebauliche Entwicklung gibt hierbei das Baugesetzbuch vor: Im § 1 Abs. 5 BauGB fordert der deut-

sche Gesetzgeber, dass Bauleitpläne eine nachhaltige städtebauliche Entwicklung gewährleisten, die 

die sozialen, wirtschaftlichen und umweltschützenden Anforderungen auch in Verantwortung gegen-

über künftigen Generationen miteinander in Einklang bringt. Gemäß § 1a Abs. 5 BauGB soll der Klima-

schutz ferner bei der Aufstellung von Bauleitplänen in der Abwägung verstärkt berücksichtigt werden. 

Hierbei wird zwischen Maßnahmen zur Klimaanpassung und Maßnahmen für den Klimaschutz unter-

schieden. Ersteres beschreibt den Umgang mit den Auswirkungen des Klimawandels, während Klima-

schutzmaßnahmen auf der anderen Seite die Ursachen des Klimawandels reduzieren sollen. Im vorlie-

genden Bauleitplanverfahren soll den zunehmenden Herausforderungen durch den Klimawandel 

Rechnung getragen werden, indem Maßnahmen zum Schutz und zur Anpassung gegen den Klimawan-

del getroffen werden:  
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Handlungsfeld Maßnahmen 

Verbesserung des  
Mikroklimas 

• Grün- und Freiflächen 

Straßenbegleitende, öffentliche Grünflächen sowie Festsetzungen zu 
Baumplanzungen auf privaten Grundstücken fördern die Bindung von 
CO2 aus der Atmosphäre, verbessern das Mikroklima und stellen die 
ökologische Qualität im Pangebiet sicher. Aus diesem Grund sind die 
nicht überbaubaren Flächen als Grünflächen bzw. befestigte Stellplätze 
und Freilagerflächen mit wasserdurchlässigem Belag auszuführen. Zu-
sammenhängende Steingärten sind im Sinne von §9 LBO nicht zulässig. 
Grünflächen sind als extensive artenreiche Wiesen anzulegen und dau-
erhaft zu unterhalten. Weiter sind für geeignete Flachdächer eine 
Dachbegrünung herzustellen. Zur Verbesserung und Erhaltung des 
Kleinklimas besteht eine Durchgrünungspflicht in dem Bauquartier. Au-
ßerdem wird im Osten und Norden eine auf eine wirksame Randein-
grünung Wert gelegt. 

• Bodenversiegelung 

Zur Verbesserung des Mikroklimas und Förderung der Sickerfähigkeit 
von Niederschlagswasser über die belebte Oberbodenschicht sind Bo-
denversiegelungen grundsätzlich auf das notwendige Mindestmaß zu 
beschränken. Denn ein hohes Maß an dezentraler Versickerung fördert 
die natürliche Bodenfunktion und stellt eine maximale Ausnutzung der 
Sickerfähigkeit des Bodens sicher. Letzteres kann einen entscheiden-
den Beitrag zur Entlastung des Kanalsystems bei Starkniederschlagser-
eignisse leisten. Der Bebauungsplan stellt durch Festsetzungen und 
Hinweise sicher, dass die geltenden gesetzlichen Bestimmungen für 
eine ordnungsgemäße Niederschlagswasserbewirtschaftung eingehal-
ten werden können.  

 
 
 
 
 
Naturgefahrenvor-
sorge (z.B. Starkregen, 
Überschwemmungen) 

Hierzu sind geeignete dezentrale oder zentrale Regenrückhalte – und 
Versickerungsbecken auf den Baugrundstücken herzustellen, so dass 
im Regelfall das anfallende Niederschlagswasser auf den eigenen Bau-
grundstücken zu versickern ist.  
 

• Überschwemmungsgebiete 

Die überbaubaren Flächen liegen in keinem festgesetzten Über-
schwemmungsgebiet, in denen ein Hochwasserereignis statistisch ein-
mal in 100 Jahren (HQ100) oder seltener (HQextrem) zu erwarten ist. Im 
Norden, direkt an das Bauquartier sind jedoch Überflutungsflächen be-
kannt. Zum Schutz vor wild abfließenden Oberflächenwasser bei Ext-
remniederschlägen wurden Geländemodellierungen auf den Bau-
grundstücken zugelassen. Es wird empfohlen, die Versickerungsein-
richtungen mit einem ausreichenden Freibord für Starkregenereignisse 
zu bemessen. 
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Klimaangepasste 
Energieversorgung 

• Solarthermie und Photovoltaikanlagen 

Die Festsetzungen erlauben grundsätzlich die Herstellung von PV-
Dach- bzw. Solardachanlagen. Solarthermie- und Photovoltaikanlagen 
an Gebäuden und auf Dächern sind grundsätzlich auch in Kombination 
mit Gründächern erlaubt, so dass die Planung die Klimaschutzziele der 
Bundesregierung berücksichtigt und ein Beitrag zur Einsparung fossiler 
Brennstoffe und deren Emissionen geleistet wird. Um eine anspruchs-
volle gewerbegebietsarttypische Bodennutzung im Plangebiet zu för-
dern wurden PV-Freilandanlagen ausgeschlossen. Es wird darauf hin-
gewiesen, dass seit 1. Mai 2022 in Baden- Württemberg ab 1. Mai 2022 
für neue Gebäude die Photovoltaik (PV)-Pflicht gilt. Ebenso sind ab ei-
ner Stellplatzanzahl auf dem Betriebsgrundstück von 35 Stellplätzen, 
diese mit einer PV-Anlage zu überdecken. Der Bebauungsplan berück-
sichtigt diese Verpflichtung, indem eine Durchgrünung mit Bäumen auf 
dem Gewerbegrundstück in der Lage variabel festgesetzt ist, um Kon-
flikte mit überdachten Stellplatzflächen und PV-Anlagen zu vermeiden.  

 

8.2 Eingriffsbilanzierung 

Die geplante Bebauung stellt somit einen Eingriff in Natur und Landschaft gemäß den §§ 14 ff. 

BNatSchG dar. Gemäß § 15 Abs. 2 Satz 1 BNatSchG (2010) ist der Verursacher eines Eingriffs ver-

pflichtet, „unvermeidbare Beeinträchtigungen durch Maßnahmen des Naturschutzes und der Land-

schaftspflege auszugleichen (Ausgleichsmaßnahmen) oder zu ersetzen (Ersatzmaßnahmen)“.  

§ 15 Abs. 2 Satz 2 BNatSchG wertet einen Eingriff in Natur und Landschaft als ausgeglichen, „wenn 

und sobald die beeinträchtigten Funktionen des Naturhaushalts in gleichartiger Weise wiederherge-

stellt sind und das Landschaftsbild landschaftsgerecht wiederhergestellt oder neugestaltet ist“.  

Grundsätzlich erfolgt die Bilanzierung nach der Bewertungseinstufung bzw. Punktevergabe der „Öko-

kontoverordnung“ (Bewertungsschema der Verordnung des Ministeriums für Umwelt, Naturschutz 

und Verkehr über die Anerkennung und Anrechnung vorzeitig durchgeführten Maßnahmen zur Kom-

pensation von Eingriffsfolgen – ÖKVO). Die Belange des Bodenschutzes werden im Rahmen des Be-

bauungsplanverfahrens entsprechend der geltenden rechtlichen Voraussetzungen abgearbeitet (u. a. 

Arbeitshilfe „Das Schutzgut Boden in der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung“, ÖKVO), d. h. der 

innerhalb des Geltungsbereiches abgeschobene Oberboden wird entsprechend der gängigen Praxis 

auf geeigneten Flächen (vgl. Kapitel 4.3.2) wieder aufgebracht (z. T. nach einer Zwischenlagerung). 

Zudem wurde für die Bewertung des Landschaftsbildes die in den Landkreisen Bodenseekreis, 

Ravensburg und Sigmaringen gültige Verordnung „Naturschutzrechtliche und bauplanungsrechtliche 

Eingriffsbeurteilung, Kompensationsbewertung und Ökokonten – Bewertungsmodell der Landkreise 

Bodenseekreis, Ravensburg, Sigmaringen“ verwendet.  

Die Zusammenführung der drei Teilsysteme Biotoptypenbewertung (-5.193 ÖP) Bodenbewertung 

(131.028 ÖP) und Landschaftsbildbewertung (35.610 ÖP) ergibt einen Gesamtbedarf von 161.445 
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Ökopunkten der über externe Ausgleichsmaßnahmen zu erbringen ist. Dies ist ausführlich dem Um-

weltbericht zum Bebauungsplan sowie den nachfolgenden Kapiteln zu entnehmen. 

8.3 Maßnahmen zur Kompensation, Vermeidung und Minimierung 

Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen 

Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplans werden folgende Vermeidungs- und Minimierungs-

maßnahmen berücksichtigt (diese sind Bestandteil der Festsetzungen, der Hinweise bzw. der Begrün-

dung des Bebauungsplanes): 

Tabelle 1: Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen 

Schutzgut Projektwirkung Vermeidungs- bzw. Minimierungsmaßnahmen 

Mensch und 

menschliche 

Gesundheit 

Überbauung, Kulissen-

wirkung 

Reduzierung der Auswirkungen auf das Landschaftsbild 

und damit auf die Erholungseignung durch entspre-

chende grünordnerische Maßnahmen zur Durch- und 

Eingrünung des Plangebietes. 

Schallimmissionen Einhalten der geltenden Immissionsrichtwerte  

Tiere, Pflanzen 

und die biologi-

sche Vielfalt 

Versiegelung / Über-

bauung / Beeinträchti-

gung von Lebensräu-

men / Habitaten 

Durch den Erhalt des bestehenden, biotopkartierten 

Feldgehölzes im nördlichen Teil des Plangebietes sowie 

der Pflanzung von heimischen Gehölzen im Rahmen der 

grünordnerischen Maßnahmen, kann der projektbedingt 

verursachte Eingriff minimiert werden. Auch die Aufwer-

tung der landwirtschaftlich genutzten Flächen im Be-

reich der bestehende Geländemulde (Altarm der Donau) 

durch die Entwicklung von Hochstaudenfluren sowie ex-

tensivem Grünland verringert den Eingriff deutlich. 

Der verbleibende Ausgleichsbedarf wird auf externen 

Ausgleichsflächen erbracht (vgl. Kapitel 4.3 Umweltbe-

richt) Dabei soll die Landschaft durch die Neuanlage von 

ökologisch bedeutsamen Lebensräumen (im Zuge von 

entsprechenden Ausgleichsmaßnahmen) aufgewertet 

werden. 

Bei der Baufeldfreimachung sind die allgemeinen 

Schutzzeiten vom 1. März bis 30. September nach § 39 

BNatSchG und die Artenschutzvorschriften nach § 44 

BNatSchG (Tötungsverbot geschützter Arten, Zerstö-

rungsverbot von Lebensstätten während den Schutzzei-

ten etc.) zu beachten.  
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Schutzgut Projektwirkung Vermeidungs- bzw. Minimierungsmaßnahmen 

Vogelschlagsichere Ausführung der Außenfassaden 

(siehe z.B. die Broschüre „Vogelfreundliches Bauen mit 

Glas und Licht“ der Schweizer Vogelwarte Sempach).  

Potentiell negative 

Auswirkungen auf In-

sekten 

Zudem sollen die negativen, betriebsbedingen Auswir-

kungen auf die Insektenfauna durch Verwendung insek-

tenfreundlicher Lichtquellen (mit nach unten gerichteter 

Beleuchtung; Farbtemperatur der Leuchtmittel maximal 

3.000 Kelvin; Lampen, die oberhalb vom 85° zur Senk-

rechten kein Licht abstrahlen und staubdicht eingekof-

fert sind) auf den Grundstücken vermieden bzw. redu-

ziert werden. Durch die Verwendung abgeschirmter 

Leuchtkörper (Kofferleuchten), sowie den Verzicht auf 

das Anstrahlen von Gebäuden ist der Eintrag von Lichte-

missionen in die benachbarten Flächen und Gehölze zu 

vermeiden. Die Beleuchtung von Gehölzen ist nicht zu-

lässig. Zusätzlich soll die Außenbeleuchtung außerhalb 

der Betriebszeiten reduziert oder abgeschaltet werden, 

alternativ ist die nächtliche Beleuchtung durch geeig-

nete technische Einrichtungen (z.B. Halbnachtschaltung, 

Bewegungssteuerung) auf den notwendigen Umfang zu 

begrenzen. Siehe dazu die „Hinweise zur Messung, Beur-

teilung und Minderung von Lichtemissionen“ der Bund / 

Länderarbeitsgemeinschaft für Immissionsschutz (LAI 

2012). 

Fläche und  

Boden 

Abtrag und Boden-

bzw. Flächenversiege-

lung 

Reduzierung der Boden- / Flächenversiegelung auf das 

unbedingt notwendige Mindestmaß, z.B. Verwendung 

von wasserdurchlässigen Belägen (Rasen-Gitterstein, Ra-

senpflaster mit begrünten Fugen, Schotter-Rasen, Drain-

Pflaster etc.) soweit zulässig.  

Grundsätzlich sind zur Erhaltung der Bodenqualität die 

geltenden rechtlichen Voraussetzungen zu berücksichti-

gen (u. a. Arbeitshilfe „Das Schutzgut Boden in der na-

turschutzrechtlichen Eingriffsregelung“, ÖKVO), d. h. der 

innerhalb des Geltungsbereiches abgeschobene Oberbo-

den wird entsprechend der gängigen Praxis auf geeigne-

ten Flächen wieder fachgerecht aufgebracht und damit 

erhalten.  
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Schutzgut Projektwirkung Vermeidungs- bzw. Minimierungsmaßnahmen 

Schadstoffbelasteter Boden und Aushub sind entspre-

chend der abfall- und bodenschutzrechtlichen Vorschrif-

ten ordnungsgemäß und schadlos zu entsorgen – hier-

über sind Nachweise zu führen und dem Landratsamt 

Sigmaringen auf Verlangen vorzulegen. 

Außerdem sind im Zuge der Bauphase das Merkblatt 

„Bodenschutz bei Bauarbeiten“ des Landkreises Sigma-

ringen sowie die DIN 19731 „Verwertung von Bodenma-

terial“ und das beiliegende Merkblatt „Erdauffüllungen / 

Erdaufschüttungen im Außenbereich“ zu beachten.  

Eine bodenkundliche Baubegleitung wird empfohlen. 

Altlasten Für das Plangebiet sind keine Eintragungen im Boden-

schutz- und Altlastenkataster vorhanden. Sollte bei den 

Bau- oder Erschließungsmaßnahmen dennoch senso-

risch auffälliger Erdaushub angetroffen werden (z.B. Ge-

ruch nach Mineralöl o.Ä., Verfärbungen oder Fremdkör-

per) ist unverzüglich das Landratsamt Sigmaringen, 

Fachbereich Umwelt und Arbeitsschutz, zu informieren. 

Wasser Überdeckung / Verrin-

gerung der Grundwas-

ser-neubildung 

Reduzierung der Boden- / Flächenversiegelung auf das 

unbedingt notwendige Mindestmaß, z.B. Verwendung 

von wasserdurchlässigen Belägen (Rasen-Gitterstein, Ra-

senpflaster mit begrünten Fugen, Schotter-Rasen, Drain-

Pflaster etc.) soweit zulässig.  

Versickerung des anfallenden Niederschlagwassers über 

den belebten Oberboden. 

Umgang mit wasserge-

fährdenden Stoffen 

Für den Umgang mit wassergefährdenden Stoffen nach 

§ 62 WHG (z. B. Heizöl, Diesel, Kälteanlagen, Trafoanla-

gen etc.) ist die Verordnung über Anlagen zum Umgang 

mit wassergefährdenden Stoffen -AwSV- vom 

18.04.2017 in der jeweils gültigen Fassung zu beachten.   

Luft und Klima Überbauung Verbesserung der kleinklimatischen Verhältnisse durch 

entsprechende grünordnerische Maßnahmen als Beitrag 

für die Frischluftzufuhr und Lufterneuerung insbeson-

dere durch die Festsetzung von Pflanzgeboten / Stra-

ßenbegleitgrün und Erhalt von bestehenden Grünstruk-

turen (u.a. biotopkartiertes Feldgehölz). 

Landschaft Fernwirkung Begrenzung der maximal zulässigen Gebäudehöhe auf 

12 m (FH = max. 12,0 m), technische Dachaufbauten und 
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Schutzgut Projektwirkung Vermeidungs- bzw. Minimierungsmaßnahmen 

Oberlichter dürfen die zugelassene Dachhöhe um max. 

3,00 m überschreiten. 

Wirksame Eingrünung des geplanten Gewerbegebietes 

durch entsprechende grünordnerische Maßnahmen. 

Kulturelles Erbe 

und sonstige 

Sachgüter 

Beeinträchtigung der 

kulturhistorischen Be-

deutung 

Sollten archäologische Funde (z. B. Scherben, Metall-

teile, Knochen) oder Befunde (Mauern, Gräber, Gruben, 

Brandschichten) entdeckt werden, ist das Regierungs-

präsidium Tübingen, Ref. 26 – Denkmalpflege, Fachbe-

reich Archäologische Denkmalpflege unverzüglich zu be-

nachrichtigen. Die Möglichkeit zu Fundbergung und Do-

kumentation ist einzuräumen (§ 20 Denkmalschutzge-

setz). 

Erneuerbare 

Energien 

Energieerzeugung Die max. zulässige Dachneigung (33° Grad) soll eine 

bestmögliche Ausnutzung für Dach-PV-Anlagen sicher-

stellen; Eine Kombination aus Dachbegrünung und Solar-

thermie- / PV-Modulen ist erwünscht. 

Es wird auf die Photovoltaik (PV)-Pflicht für neue Ge-

bäude (seit 01. Mai 2022) sowie auf Betriebsgrundstü-

cken ab einer Stellplatzzahl von 35 Stellplätzen verwie-

sen. 

 

8.4 Ausgleichsmaßnahmen und -flächen 

Durch die relativ großflächigen und auch ökologisch hochwertigen grünordnerischen Maßnahmen 

innerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplans kommt es in Bezug auf die Biotoptypen-Bilanzie-

rung zu einem Überschuss von 5.193 Ökopunkten. Aufgrund dessen können diese als interne Aufwer-

tungsflächen angesehen werden. Detaillierte Herstellungs- und Pflegehinweise sind dem beiliegen-

den Umweltbericht zu entnehmen.  

Wegen des deutlich erhöhten Versiegelungsgrades nach Umsetzung des geplanten Vorhabens (Bau-

fenster mit ca. 0,96 ha sowie zusätzliche Erschließungsflächen mit ca. 0,16 ha; Eingriff in den Boden) 

sowie durch den Eingriff in das Landschaftsbild, kann der Ausgleich nach Abzug der naturschutzfachli-

chen Aufwertungsmaßnahmen innerhalb des Plangebietes nicht vollständig im Geltungsbereich er-

bracht werden. Es ist daher geplant, einen Teil des Ausgleichs durch eine Aufwertung der Bodenfunk-

tionen durch Auftrag des überschüssigen Oberbodens aus dem Geltungsbereich auf geeigneten land-

wirtschaftlichen Flächen im nahen Umfeld des Plangebietes zu erbringen. Dies soll auf den südöstlich 

von Scheer bzw. dem Plangebiet gelegenen Flurstücken 801 (4.276 m²), 800 (3.968 m²), 1043 (2.172 

m²) und 1042/2 (1.062 m²; nur Teilfläche von 758 m² benötigt), Gemeinde Mengen, Gemarkung En-

netach erfolgen.  
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Die Flurstücke liegen alle innerhalb der Suchraumkarte Bodenauftrag der LUBW mit der Eignung „Bo-

denauftrag potentiell möglich“ und werden daher grundsätzlich als geeignet angesehen. Die gelten-

den, fachlichen Vorgaben der Ökokontoverordnung sowie die Arbeitshilfe „Das Schutzgut Boden in 

der naturschutzfachlichen Eingriffsregelung“ und das „Merkblatt Bodenauffüllungen“ (LUBW, 2019) 

werden dabei beachtet, bzw. berücksichtigt. Die geplante Auftragsfläche entspricht den innerhalb 

des Geltungsbereiches für eine Versiegelung bzw. Teilversiegelung vorgesehenen Flächenanteilen. 

Damit wäre eine Fläche von ca. 1,12 ha für den Bodenausgleich erforderlich, auf dem 20 cm humoser 

Oberboden aufgebracht wird. Gemäß den Angaben des LGRBs (HÜK350) liegen alle vier Flurstücke 

innerhalb der hydrogeologischen Einheit der „fluvioglazialen Kiese und Sande im Alpenvorland. Dem-

nach können gem. ÖKVO durch den geplanten Oberbodenauftrag 7 ÖP/m² (4 ÖP/m² Oberbodenauf-

trag sowie 3 ÖP/m² Grundwasserschutz) geltend gemacht werden und daher insgesamt 78.218 ÖP 

(11.174 m² x 7 ÖP/m²) generiert werden. Für den Oberbodenauftrag ist eine bau-/ naturschutzfachli-

che Genehmigung erforderlich (ein entsprechender Bauantrag ist zu stellen). Die fachlichen Anforde-

rungen richten sich nach § 12 BBodSchV in Verbindung mit der DIN 19731 (u.a. sollen beim Aufbrin-

gen des Bodens „Verdichtungen, Vernässungen und sonstige nachteilige Bodenveränderungen durch 

geeignete technische Maßnahmen sowie durch Berücksichtigung der Menge und des Zeitpunktes des 

Aufbringens vermieden werden.“).  

Weiterhin ist im Zuge des Bauantrages ein Bodenschutzkonzept inkl. Bestandsaufnahme zu erstellen 

und den Unterlagen beizufügen. Gemäß § 2 Abs. 3 LBodSchAG gilt: „Soll für ein Vorhaben auf einer 

nicht versiegelten, nicht baulich veränderten oder unbebauten Fläche von mehr als 0,5 Hektar auf den 

Boden eingewirkt werden, hat der Vorhabenträger für die Planung und Ausführung des Vorhabens zur 

Gewährleistung eines sparsamen, schonenden und haushälterischen Umgangs mit dem Boden ein Bo-

denschutzkonzept zu erstellen […]“. 

Abzüglich der durch den Oberbodenauftrag generierten Ökopunkte verbleibt ein weiterer Ausgleichs-

bedarf von 78.095 Ökopunkten, dieser wird über die Anlage von zwei externen Ausgleichsflächen A1 

und A2 erbracht.  
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Abbildung 4: Übersichtslageplan der beiden Ausgleichsflächen A1 und A2 

Auf der Ausgleichfläche A1 (Flst. 520, Gemarkung Heudorf) soll künftig die bestehende artenarme 

Fettweise mittlerer Standorte in eine artenreichere Fettwiese mittlerer Standorte mit Streuobstbäu-

men (Streuobstwiese) umgewandelt werden: 

Tabelle 2: Bewertung der Ausgleichsfläche A1 gem. ÖKVO 

Bewertung Biotoptypen – Ausgleichsfläche A1 Bestand 

Biotoptyp Code Fläche [m²] Ökopunkte pro m² Ökopunkte 

Fettwiese mittlerer Standorte 33.41 6.437 8 51.496 

Sonstige Hochstaudenflur 33.43 334 16 5.344 

Summe  6.771  56.840 
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Bewertung Biotoptypen – Ausgleichsfläche A1 Planung 

Streuobstbestand auf mittelwer-

tigen Biotoptypen (33.41) 

45.40b  6.139 13+4 104.363 

Sonstige Hochstaudenflur 33.43 632 16 10.112 

Summe  6.771  114.475 

 

Es kann eine Aufwertung von 57.635 Ökopunkten erzielt werden.  

Auch auf der Ausgleichsfläche A2 (Flst. 2813, Gemarkung Scheer) soll künftig eine Streuobstwiese mit 

artenreicher Fettwiese mittlerer Standorte im Untergrund entwickelt werden: 

Tabelle 3: Bewertung der Ausgleichsfläche A2 gem. ÖKVO 

Bewertung Biotoptypen – Bestand Ausgleichsfläche A2 

Biotoptyp Code Fläche [m²] Ökopunkte pro m² Ökopunkte 

Fettwiese mittlerer Standorte 
mäßig artenreich 

33.41 2.788 13 36.244 

Summe  2.788  36.244 

Bewertung Biotoptypen – Planung Ausgleichsfläche A2 

Streuobstbestand auf mittelwer-
tigen Biotoptypen (33.41; arten-
reich) 

45.40b  2.788 19+4 64.124 

Summe  2.788  64.124 

 

Es kann eine Aufwertung von 27.880 Ökopunkten erzielt werden. 

Die detaillierte Maßnahmenbeschreibung sowie Pflegehinweise sind dem beiliegenden Umweltbe-

richt zu entnehmen.  

8.4.1 Gesamtbilanz mit Ausgleichsmaßnahmen 

Mit den Maßnahmen auf der externen Ausgleichsfläche werden insgesamt 163.733 Ökopunkte gene-

riert, der Eingriff in Natur und Landschaft durch das Planvorhaben kann somit vollständig ausgegli-

chen werden.  
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Tabelle 4: Gesamtbilanz Ökopunkte 

Gesamtbilanz Ökopunkte 

Landschaftsbildbewertung 35.610 

Bodenbewertung 131.028 

Biotoptypenbewertung  -5.193 

Summe (= Bedarf) 161.445 

Bilanz  
(Oberbodenauftrag auf externen landwirtschaftlichen Nutzflächen) 

78.218 

Ausgleichsfläche A1 Flst. 520, Gemarkung Heudorf 57.635 

Ausgleichsfläche A2 Flst. 2813, Gemarkung Scheer 27.880 

Gesamtbilanz (Überschuss) 2.288 

8.5 Artenschutz 

Die artenschutzrechtliche Relevanzprüfung / Plausibilisierung Artenschutzgutachten Bio-Büro Schrei-

ber (LARS consult, 2024) kommt zu dem Ergebnis, dass für die meisten planungsrelevanten Arten ein 

Vorkommen innerhalb des Plangebietes selbst ausgeschlossen werden kann. Fledermäuse können 

das Gebiet, insbesondere im Bereich der Gehölze als Nahrungshabitat sowie als Leitstrukturen nut-

zen. Aufgrund weiterer vorhandener geeigneter Flächen im Umfeld ist eine erhebliche Beeinträchti-

gung allerdings nicht gegeben. Für offenlandbewohnende Feldvogelarten wie der Feldlerche stellt 

das Plangebiet im Bestand aufgrund der Kulissenwirkung des Gewerbegebietes im Westen sowie der 

Feldgehölze im Norden und Osten, aber auch der B 32 südlich des Plangebietes kein geeignetes Habi-

tat dar. Auch eine entstehende Kulissenverschiebung in Richtung Norden nach Umsetzung des Plan-

vorhabens kann ausgeschlossen werden, da hier im relevanten Bereich bereits wieder von Norden 

her eine Kulisse in Form von Gehölzen besteht. Das innerhalb des Geltungsbereichs befindliche Feld-

gehölz im Norden kann von gehölzbrütenden Vogelarten genutzt werden. Dieses wird allerdings voll-

umfänglich im Bestand erhalten. Weiterhin kann das Plangebiet für Vogelarten wie den Turmfalken 

als Nahrungshabitat dienen. Da sich im Umfeld allerdings weitere landwirtschaftlich genutzte Flächen 

befinden, ist nicht von einer Beeinträchtigung dieser Arten im Rahmen des Bauvorhabens auszuge-

hen.  

Insgesamt werden bei Einhaltung der entsprechenden Schutz- und Vermeidungsmaßnahmen keine 

Verbotstatbestände gemäß § 44 BNatSchG ausgelöst. 

Der nachfolgenden Auflistung sind die artenschutzrechtlichen Vermeidungs- und Minimierungsmaß-

ahmen, welche im Rahmen des gegenständlichen Bebauungsplans enthalten und im Rahmen der 

Umsetzung zu erbringen sind: 

• Bei der Baufeldfreimachung sind die allgemeinen Schutzzeiten vom 1. März bis 30. September 

nach § 39 BNatSchG und die Artenschutzvorschriften nach § 44 BNatSchG (Tötungsverbot 
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geschützter Arten, Zerstörungsverbot von Lebensstätten während den Schutzzeiten etc.) zu be-

achten.  

• Vogelschlagsichere Ausführung der Außenfassaden (siehe z.B. die Broschüre „Vogelfreundliches 

Bauen mit Glas und Licht“ der Schweizer Vogelwarte Sempach). 

• Verwendung insektenfreundlicher Lichtquellen (mit nach unten gerichteter Beleuchtung; Farb-

temperatur der Leuchtmittel maximal 3.000 Kelvin; Lampen, die oberhalb vom 85° zur Senkrech-

ten kein Licht abstrahlen und staubdicht eingekoffert sind). Durch die Verwendung abgeschirm-

ter Leuchtkörper (Kofferleuchten), sowie den Verzicht auf das Anstrahlen von Gebäuden ist der 

Eintrag von Lichtemissionen in die benachbarten Flächen und Gehölze zu vermeiden. Die Be-

leuchtung von Gehölzen ist nicht zulässig. Zusätzlich soll die Außenbeleuchtung außerhalb der 

Betriebszeiten reduziert oder abgeschaltet werden, alternativ ist die nächtliche Beleuchtung 

durch geeignete technische Einrichtungen (z.B. Halbnachtschaltung, Bewegungssteuerung) auf 

den notwendigen Umfang zu begrenzen. Siehe dazu die „Hinweise zur Messung, Beurteilung und 

Minderung von Lichtemissionen“ der Bund / Länderarbeitsgemeinschaft für Immissionsschutz 

(LAI 2012). 

• Die Einfriedungen sind so zu gestalten, dass Kleintiere die Möglichkeit der Unterquerung des Zau-

nes haben (kein durchgehender Sockel, 15 cm Abstand zum Boden).  

9 Ver- und Entsorgung 

Wasserversorgung 

Die Wasserversorgung des Plangebiets ist durch Anschluss an das örtliche Versorgungsnetz gesichert. 

Schmutz- und Niederschlagswasserbeseitigung 

Das Abwasser aus dem Gewerbegebiet wird an die Ortskanalisation angeschlossen und in die Kläran-

lage Scheer eingeleitet. Die Kläranlage hat ausreichend Kapazitäten das zusätzlich anfallende Abwas-

ser aus dem Gewerbegebiet aufzunehmen. 

Für gewerbliches Abwasser ist für jedes gewerbliche Bauvorhaben dem Landratsamt Sigmaringen, 

Fachbereich Umwelt und Arbeitsschutz zur Stellungnahme vorzulegen. Dabei ist zu beachten, dass 

Flächen, auf denen mit wassergefährdeten Stoffen umgegangen wird, sowie auf Flächen, auf denen 

stärkere Ablagerungen durch Immissionen zu erwarten sind, wegen der Schmutzfrachten und aus 

Vorsorgegründen an die Sammelkläranlagen angeschlossen werden müssen.   

Für die Beseitigung von Niederschlagswasser von befestigten und unbefestigten Flächen ist § 55 Abs. 

2 des Wasserhaushaltsgesetzes (Handhabung von Niederschlagswasser) sowie § 46 des Wassergeset-

zes für Baden-Württemberg (Abwasserbeseitigungspflicht) zu beachten. 

Hierbei sind die Verordnung des Ministeriums für Umwelt über die dezentrale Beseitigung von Nie-

derschlagswasser vom 22.03.1999 (Niederschlagswasserverordnung), das Arbeitsblatt DWA A-138-1 

(Versickerung), das Arbeitsblatt DWA A 102-2 (Einleitung) und das Merkblatt DWA M 102-4 (Wasser-

haushaltsbilanz) sowie der Leitfaden „Gewässerbezogene Anforderungen an Abwassereinleitungen“ 

der LUBW, in der jeweils aktuellen Fassung, anzuwenden.  
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Für die Versickerung von unbelastetem Niederschlagswasser ist beim Landratsamt Sigmaringen, 

Fachbereich Umwelt und Arbeitsschutz, eine wasserrechtliche Erlaubnis zu beantragen. 

Für den Umgang mit wassergefährdenden Stoffen nach § 62 WHG (z. B. Heizöl, Entwässerung Diesel 

etc.) ist die Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen - AwSV- vom 

18.04.2017 in der jeweils gültigen Fassung zu beachten. 

Strom- und Niederstromversorgung 

Der Anschluss an die Strom- und Niederstromversorgung erfolgt durch das regionale Versorgungsun-

ternehmen (Netze BW GmbH). Für die Versorgung des Plangebietes ist eine Trafostation auf einer 

Grundfläche von ca. 5,50 m x 5,50m geplant. Im Bebauungsplan sind hierfür Flächen für die Ver- und 

Entsorgung eingetragen.  

Abfallentsorgung 

Die Abfallentsorgung erfolgt durch die Kreisabfallwirtschaft Sigmaringen. 

 


